Bearbeitungsstand: 28.04.2023 07:08

Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Zwolften und des Vierzehn-
ten Buches Sozialgesetzbuch und weiterer Gesetze

(SGB XlI- und SGB XIV-Anpassungsgesetz - SGB XlI-/SGB XIV-AnpG)

A. Problem und Ziel

1. Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB Xil)

Im Rahmen des Burgergeldgesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2328) wurden
nicht alle Anderungen des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) bei der Beriicksich-
tigung von Einkommen auf das SGB XII Ubertragen. Aus rechtsférmlichen Griinden sind
mit dem Inkrafttreten des Sozialen Entschadigungsrechts im SGB XIV und der Reform des
Soldatenentschadigungsrechts Anderungen erforderlich. Hinzu kommen erforderliche re-
daktionelle Korrekturen.

2. Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

Aus rechtsformlichen Grinden sind mit dem Inkrafttreten des Sozialen Entschadigungs-
rechts im SGB XIV und der Reform des Soldatenentschadigungsrechts Anderungen erfor-
derlich. Hinzu kommen erforderliche redaktionelle Korrekturen.

3. Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI)

Im Recht der Gesetzlichen Rentenversicherung ergibt sich klarstellender Anderungsbedarf
bei den Erwerbsminderungsrenten.

4. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

Im Recht der Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen im SGB IX
kann sich die aktuelle Berechnungsmethode zum Ubergangsgeld nach § 67 Absatz 5 SGB
IX nachteilig auf die Situation von Grenzgangerinnen und Grenzgangern auswirken, wenn
eine Besteuerung der Leistung im Nachbarland erfolgt. Auch ist die Anerkennung eines
Kraftfahrzeugs im SGB XIlI durch das Burgergeldgesetz nicht in das SGB IX Gbernommen
worden. Hinzu kommt ein redaktioneller Anderungsbedarf.

5. Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIV)

Das Soziale Entschadigungsrecht nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch (SGB
XIV) wurde durch das Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts vom
12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652) eingefihrt und tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. In
den zwischen Verabschiedung und Inkrafttreten liegenden drei Jahren hat sich die Notwen-
digkeit ergeben, das Gesetz aufgrund tatsachlicher und rechtlicher Entwicklungen anzu-
passen. Hinzu kommen erforderliche redaktionelle Korrekturen und Klarstellungen.

6. Bundesversorgungsgesetz (BVG) und Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge (KFirsV)

Die Anderungen des SGB XlI bei der Berlicksichtigung von Einkommen (siehe oben 1.)
werden aus Griinden des Gleichlaufs im BVG nachvollzogen. Die erganzende Hilfe zum
Lebensunterhalt wird u. a. unpfandbar gestellt.



-2- Bearbeitungsstand: 28.04.2023 07:08

7. Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts

Aus rechtsférmlichen Griinden sind in diesem Gesetz enthaltene Anderungen des SGB XII
nicht mehr umsetzbar.

8. Gesetz Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des
Soldatenversorgungsrechts

Die anlasslich des Aulerkrafttretens des BVG zum 31. Dezember 2023 und des Inkrafttre-
tens des Gesetzes Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuord-
nung des Soldatenversorgungsrechts zum 1. Januar 2025 in diesem Gesetz enthaltenen
Anderungen des SGB Xl sind aus rechtsférmlichen Griinden anzupassen.

B. Losung

1. Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB Xil)

Die unterbliebenen Angleichungen bei der Berticksichtigung von Einkommen an Anderun-
gen im SGB Il werden nachgeholt. Erforderliche Korrekturen von Verweisungen sowie
sprachliche Richtigstellungen und Korrekturen werden ebenso vorgenommen, wie aus
rechtsférmlichen Griinden erforderliche Anderungen.

2. Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

Erforderliche Korrekturen werden ebenso vorgenommen, wie aus rechtsférmlichen Grin-
den erforderliche Anderungen.

Tragerzulassung fir Malnahmen nach § 16k SGB II: Zur Verbreiterung ihres Foérderspekt-
rums kann die Agentur fir Arbeit oder ein durch diese beauftragter Dritter eine ganzheitliche
Betreuung (Coaching) nach § 16k SGB Il durchfiihren. Trager, die eine MaRnahme der
Arbeitsforderung durchfiihren oder durchfihren lassen, bedirfen gem. § 176 Absatz 1 SGB
[l einer Tragerzulassung. Dies soll auch fur MaRnahmen nach § 16k SGB Il gelten.

3. Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI)

Beziehenden einer Rente wegen Erwerbsminderung wird die Moglichkeit eines (Wie-
der-)Eingliederungsversuchs, der bislang im Rahmen der Verwaltungspraxis der Trager der
gesetzlichen Rentenversicherung méglich war, nunmehr gesetzlich eréffnet.

4. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

Im SGB IX wird die Berechnungsmethode zum Ubergangsgeld zur Vermeidung von Nach-
teilen von Grenzgangerinnen und Grenzgangern so angepasst, dass sie mit der Arbeitneh-
merfreizligigkeit und der Freizligigkeits-Verordnung (VO (EU) 492/2011) in Einklang steht.
Zudem werden Anderungen zur einheitlichen Rechtsanwendung beim Ubergangsgeld vor-
genommen und bestehender redaktioneller Anderungsbedarf umgesetzt. Dariiber hinaus
erfolgt eine Angleichung beim Schonvermdégen fir ein Kraftfahrzeug an das SGB XII.

5. Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIV)

Die sich im SGB XIV ergebenden Anpassungsbedarfe werden vor dessen Inkrafttreten mit
dem vorliegenden Gesetzentwurf umgesetzt.

6. Bundesversorgungsgesetz (BVG) und Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge (KFirsV)

Die Anderungen des SGB XlI bei der Berlicksichtigung von Einkommen (siehe oben 1.)
werden aus Grunden des Gleichlaufs im BVG und in der KFlrsV nachvollzogen.
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7. Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts

Aus rechtsférmlichen Griinden sind in diesem Gesetz enthaltene Anderungen des SGB XII
nicht mehr umsetzbar und missen deshalb aufgehoben und durch auf den geltenden Wort-
laut des SGB XlI abgestimmte Neuregelungen ersetzt werden.

8. Gesetz Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des
Soldatenversorgungsrechts

Die anlasslich des Aul3erkrafttretens des BVG zum 31. Dezember 2023 und des Inkrafttre-
tens des Gesetzes Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuord-
nung des Soldatenversorgungsrechts zum 1. Januar 2025 in diesem Gesetz enthaltenen
Anderungen des SGB XlI setzen nicht mehr auf dem aktuellen Rechtsstand des SGB XII
auf. Die in Artikel 47 dieses Gesetzes enthaltenen SGB Xll-Anderungen sind deshalb auf-
zuheben und durch Neufassungen im SGB XII zu ersetzen.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

1. Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB Xil)

Mit dem Gesetzesentwurf sind beziiglich der Anderung der Regelungen zur Einkom-
mensanrechnung im Rahmen des § 82 SGB XII geringe nicht naher bezifferbare Mehrkos-
ten in niedriger einstelliger Millionenhéhe pro Jahr verbunden, wobei der weit Gberwiegende
Teil auf den Bund und voraussichtlich weniger als eine Million Euro auf die Haushalte der
Kommunen entfallen. Die auf den Bund entfallenden Mehrausgaben werden im Einzelplan
11 ausgeglichen.

2. Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

Keine.

3. Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI)

Die gesetzliche Regelung eines (Wieder-)Eingliederungsversuchs ist mit Finanzwirkungen
fur die gesetzliche Rentenversicherung verbunden, die jedoch nicht verlasslich berechen-
bar sind, da sie von der Inanspruchnahme und vom Erfolg des (Wieder-)Eingliederungsver-
suchs abhangig sind. Wird aufgrund der Regelung ein versicherungspflichtiges Beschafti-
gungsverhaltnis aufgenommen, entstehen zusatzliche Beitragseinnahmen, die bei Durch-
schnittsverdienst rund 700 000 Euro pro 100 zusatzlichen Beitragszahlern pro Jahr betra-
gen. Ist der (Wieder-)Eingliederungsversuch zudem erfolgreich, entfallt der Anspruch auf
die Rente wegen Erwerbsminderung. Die Minderausgaben fir die gesetzliche Rentenver-
sicherung belaufen sich dabei bei durchschnittlichen Erwerbsminderungsrenten auf
1,14 Millionen Euro pro 100 wegfallenden Renten pro Jahr.

4. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

Die Anderungen beim Ubergangsgeld (8§ 67, 68 SGB IX) fuhren zu geringfugigen, nicht
quantifizierbaren Mehrausgaben fir das Ubergangsgeld im Haushalt der Bundesagentur
fur Arbeit.

5. Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIV)
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Keine.

6. Bundesversorgungsgesetz (BVG) und Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge (KFirsV)

Durch die Anderungen bei der Berlicksichtigung von Einkommen kénnen geringe Mehraus-
gaben fir Bund und Lander entstehen. Diese kénnen daraus resultieren, dass in Einzelfal-
len Einkommen nicht mehr vollstandig zu berlcksichtigen ist und deshalb erstmalige oder
hohere Leistungsanspriche entstehen. Die zu erwartenden Mehrausgaben sind nicht quan-
tifizierbar, werden aber aufgrund der geringen Anzahl der Empfangerinnen und Empfanger
fUrsorgerischer Leistungen geringfligig sein.

7. Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschidigungsrechts

Durch die aus rechtsformlichen Griinden erforderliche Aufhebung der in diesem Gesetz
enthaltenen Anderungen im SGB XIlI ergeben sich keine Mehr- oder Minderausgaben.

8. Gesetz Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des
Soldatenversorgungsrechts

Durch die aus rechtsformlichen Griinden erforderliche Aufhebung der in diesem Gesetz
enthaltenen Ubergangsregelung im SGB XIlI ergeben sich keine Mehr- oder Minderausga-
ben.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Biurgerinnen und Biirger

Fur Birgerinnen und Biirger ergibt sich aus den Anderungen im SGB XII kein zusétzlicher
Erfullungsaufwand.

Auch fiir das SGB Il ergeben sich keine Anderungen im Erfiillungsaufwand.

Durch die Anderungen bei der Berticksichtigung von Einkommen im Bundesversorgungs-
gesetz und in der Verordnung zur Kriegsopferflirsorge kann in einzelnen Fallen ein gerin-
ger, nicht bezifferbarer Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Birger im Rahmen der An-
tragstellung entstehen.

E.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fir die Wirtschaft entstehen keine Kosten.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Fur die Wirtschaft entstehen durch die Anderungen keine Informationspflichten.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Far die Lander und Kommunen entsteht im Rahmen der Sozialhilfe nach dem SGB XIll ein
geringer nicht bezifferbarer Erflllungsaufwand.

Durch die rechtliche Klarstellung zum Erfordernis der Tragerzulassung nach § 176 SGB |l
andert sich der Erfullungsaufwand der Verwaltung nicht.



-5- Bearbeitungsstand: 28.04.2023 07:08

Fir die Bundesagentur fir Arbeit entsteht durch die Anderungen beim Ubergangsgeld ein
einmaliger Erfillungsaufwand in H6he von 25.000 Euro.

Im SGB XIV kann die Verlangerung des Zeitraums des gewohnlichen Aufenthalts der be-
rechtigten Person im Geltungsbereich des SGB XIV, in dem die notwendigen Aufwendun-
gen fiir Dolmetscherinnen und Dolmetscher sowie Ubersetzerinnen und Ubersetzer bei psy-
chotherapeutischen Leistungen nach Kapitel 5 SGB XIV Gibernommen werden, in wenigen
Fallen zu einem geringflgigen, nicht bezifferbaren Aufwand fir die Trager der Sozialen
Entschadigung flhren.

Durch die Anderungen bei der Berticksichtigung von Einkommen im Bundesversorgungs-
gesetz und in der Verordnung zur Kriegsopferflirsorge kann sich fur die Trager der Sozialen

Entschadigung, wie fur die Trager nach dem SGB XII, geringfugig erhdhter nicht quantifi-
zierbarer Erfullungsaufwand ergeben.

F. Weitere Kosten

Keine.
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Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Zwolften und des Vier-
zehnten Buches Sozialgesetzbuch und weiterer Gesetze

(SGB XIlI- und SGB XIV-Anpassungsgesetz - SGB XII-/SGB XIV-AnpG)

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Anderung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch

Das Zwolfte Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Dezember 2003, BGBI. | S. 3022), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. De-
zember 2022 (BGBI. | S. 3022) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird nach der Angabe zu § 146 folgende Angabe angefugt:

,§ 147 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts®.

2. In § 34 Absatz 3a Satz 1 erster Halbsatz wird das Wort ,dem* durch das Wort ,den®
und das Wort ,Prozentsatz” durch das Wort ,,Prozentsatzen” ersetzt.

3. In § 35 Absatz 3 Satz 2 werden die Wérter ,nach Ablauf der Karenzzeit nach Absatz 1
Satz 2 bis 6* durch die Wérter ,fur die Aufwendungen fur Heizung und nach Ablauf der
Karenzzeit nach Absatz 1 Satz 2 bis 6 fur die Aufwendungen fir Unterkunft* ersetzt.

4. In § 36 Absatz 2 Satz 4 werden die Worter ,Kriegsopferfirsorge nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz® durch die Woérter ,Sozialen Entschadigung, soweit es sich um Beson-
dere Leistungen im Einzelfall nach Kapitel 11 des Vierzehnten Buches handelt,“ er-
setzt.

5. In § 42a Absatz 4 Satz 3 wird die Angabe ,§ 35 Absatz 2“ durch die Angabe ,§ 35
Absatz 3" ersetzt.

6. § 43 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 2 werden die Worter ,Grundrente nach § 31 des Bundesversorgungsge-
setzes" durch die Worter ,monatlichen Entschadigungszahlung nach § 83 des Vier-
zehnten Buches" ersetzt.

b) In Satz 3 werden die Woérter ,Mindestgrundrente nach dem Bundesversorgungs-
gesetz" durch die Worter ,monatlichen Entschadigungszahlung nach § 83 Absatz
1 Nummer 1 des Vierzehnten Buches® ersetzt.

7. In § 44a Absatz 6 Satz 1 werden die Worter ,Absatz 4“ durch die Woérter ,Absatz 5
ersetzt.

8. § 82 wird wie folgt geandert:



a)
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Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 2 wird aufgehoben.

bb) In Nummer 3 werden die Wérter ,der vergleichbaren Grundrente nach dem
Bundesversorgungsgesetz” durch die Warter ,der vergleichbaren Leistungen
nach dem Vierzehnten Buch® ersetzt.

cc) In Nummer 4 wird die Angabe ,Aufwandsentschadigungen nach § 1835a“
durch die Angabe ,Aufwandspauschalen nach § 1878 ersetzt.

dd) Nummer 7 wird wie folgt gefasst:

.7. der Betrag nach § 8 Absatz 1a des Vierten Buches monatlich aus Er-
werbstatigkeit bei Leistungsberechtigten, die das 15., aber noch nicht
das 25. Lebensjahr vollendet haben, und die

a) eine nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz dem Grunde
nach férderungsfahige Ausbildung durchfihren,

b) eine nach § 57 Absatz 1 des Dritten Buches dem Grunde nach for-
derungsfahige Ausbildung, eine nach § 51 des Dritten Buches dem
Grunde nach férderungsfahige berufsvorbereitende Bildungsmal3-
nahme oder eine nach § 54a des Dritten Buches geforderte Ein-
stiegsqualifizierung durchfihren,

c) als Schilerinnen und Schiler allgemein- oder berufsbhildender Schu-
len wahrend der Schulzeit erwerbstatig sind; dies gilt nach dem Be-
such allgemeinbildender Schulen auch bis zum Ablauf des dritten
auf das Ende der Schulausbildung folgenden Monats oder

d) einen Freiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz o-
der dem Jugendfreiwilligendienstegesetz nachgehen; bei der An-
wendung des Satzes 2 Nummer 7 Buchstabe d gilt das Taschengeld
nach § 2 Nummer 4 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes und nach
§ 2 Absatz 1 Nummer 4 des Jugendfreiwilligendienstegesetzes als
Einkommen aus Erwerbstatigkeit,“.

ee) In Nummer 8 wird das Wort ,und“ durch ein Komma ersetzt.
ff)  In Nummer 9 wird der Punkt am Ende durch das Wort ,und” ersetzt.
gg) Nach Nummer 9 wird folgende Nummer 10 angefugt:

,10. Uberbriickungsgeld nach § 51 des Strafvollzugsgesetzes oder vergleich-
bare Leistungen nach landesrechtlichen Regelungen.*

In Absatz 2 Satz 2 werden nach den Wértern ,Erhalt eine leistungsberechtigte Per-
son“ die Waérter ,, die das 25. Lebensjahr vollendet hat,“ eingefligt.

Absatz 7 Satze 1 und 2 werden wie folgt gefasst:

»Einnahmen sind fur den Monat zu berlcksichtigen, in dem sie zuflieRen. Wirde
der Leistungsanspruch durch die Bertcksichtigung einer als Nachzahlung zuflie-
Renden Einnahme, die nicht fir den Monat des Zuflusses erbracht wird, in diesem
Monat entfallen, so ist diese Einnahme auf einen Zeitraum von sechs Monaten
gleichmaRig aufzuteilen und monatlich ab dem Monat des Zuflusses mit einem
entsprechenden monatlichen Teilbetrag zu bericksichtigen.”



9.

10.

11.

12.

13.

14.

15.
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§ 122 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Nummer 1 Buchstabe b) werden die Woérter ,Einschrankung der Leistung, auf-
gehoben.

b) Nummer 2 wird aufgehoben.
§ 124 Absatz 3 wird aufgehoben.
§ 128a Absatz 2 Nummer 3 wird wie folgt gefasst:

,3. Art und Hohe der angerechneten Einkommen, der nach § 82 Absatz 1 Satz 2
Nummer 6 bis 8 nicht zum Einkommen gehérenden Betrage, der nach § 82 Absatz
2 Satz 2 nicht als Einkommen zu bericksichtigenden Betrage und der nach § 82
Absatz 3, 4 und 6 sowie nach § 82a abgesetzten Betrage.*

In § 128b Nummer 8 werden die Worter ,einer Grundrente® durch die Worter ,eines
Zuschlages an Entgeltpunkten flr langjahrige Versicherung (Grundrentenzuschlag)
nach § 76g SGB VI“ ersetzt.

§ 128d wird wie folgt geandert:

a) InAbsatz 1 Nummer 8 wird das Wort ,,Bundesversorgungsgesetz“ durch die Worter
,Vierzehnten Buch” ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Weitere Erhebungsmerkmale nach § 128a Absatz 2 Nummer 3 sind die
Art und Hohe der nach § 82 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 bis 8 nicht zum Einkommen
gehorenden Betrage, der nach § 82 Absatz 2 Satz 2 nicht als Einkommen zu be-
ricksichtigenden Betrage und der nach § 82 Absatz 3, 4 und 6 sowie nach § 82a
abgesetzten Betrage.”

In § 133b Satz 1 Nummer 2 werden die Worter ,der durchschnittlichen Warmmiete®
durch die Worter ,die durchschnittliche Warmmiete® ersetzt.

Nach § 146 wird folgender § 147 eingeflgt:

,§ 147

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fur Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in Verbin-
dung mit dem Bundesversorgungsgesetz erhalten, gelten die Vorschriften des § 36
Absatz 2 Satz 4, des § 43 Absatz 3 Satz 2 und 3, des § 82 Absatz 1 Satz 2 und des §
128d Absatz 1 Nummer 8 in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung weiter.*
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Artikel 2

Weitere Anderungen des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch

Das Zwolfte Buch Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe - (Artikel 1 des Gesetzes vom 27.
Dezember 2003, BGBI. | S. 3022), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. De-
zember 2022 (BGBI. | S. 2328) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 147 gestrichen.

2. Dem § 36 Absatz 2 wird folgender Satz angeflgt:

,Gleiches qilt flir die Zwecke der Soldatenentschadigung nach dem Soldatenentscha-
digungsgesetz.”

3. §82 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. Leistungen des Ausgleichs fir gesundheitliche Schadigungsfolgen nach dem Sol-
datenentschadigungsgesetz.”

4. § 128d wird wie folgt geandert:
a) Nach Nummer 11 wird folgende Nummer 12 eingefligt:
»12. Einklnfte nach dem Soldatenentschadigungsgesetz,“.
b) Die bisherige Nummer 12 wird Nummer 13.

5. § 147 wird aufgehoben.

Artikel 3

Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch — Blrgergeld, Grundsicherung fur Arbeitsuchende
—in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBI. | S. 850, 2094), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2328) geandert worden
ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltsubersicht wird die Angabe zu § 80 wie folgt gefasst:
,§ 80 Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts.
2. § 7 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 4a wird wie folgt gefasst:
»(4a)Personen, denen Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 des Vier-
zehnten Buches zuerkannt worden sind, haben keinen Anspruch auf Leistungen

zur Sicherung des Lebensunterhalts.*

b) In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe ,§ 123 Nummer 2“ durch die Angabe ,§ 123
Satz 1 Nummer 2“ ersetzt.



10.

11.
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§ 11a Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) Nummer 2 wird aufgehoben.

b) In Nummer 3 werden die Wérter ,Grundrente nach dem Bundesversorgungsge-
setz® durch die Wérter ,Entschadigungszahlungen nach Kapitel 9 des Vierzehnten
Buches” ersetzt.

In § 11b Absatz 1 Satz 2 werden die Woérter ,Satz 4“ gestrichen.

§ 12 Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

»Absatz 4 Satz 5 gilt entsprechend.”

Dem § 16k wird folgender Absatz 5 angefugt:

»(5) Trager bedurfen einer Zulassung nach dem Flnften Kapitel des Dritten Bu-
ches, um MalRnahmen nach Absatz 1 und 2 durchzufiihren oder durchfihren zu las-

sen.”

In § 18 Absatz 1 Nummer 1 werden die Woérter ,dem Bundesversorgungsgesetz und*
gestrichen.

§ 22 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 7 werden die Woérter ,die Unterkunft und Heizung den der Beson-
derheit des Einzelfalles angemessenen Umfang ubersteigen, sind sie nach Ablauf
der Karenzzeit® durch die Wérter ,Heizung und, nach Ablauf der Karenzzeit, die

Aufwendungen der Unterkunft den der Besonderheit des Einzelfalles angemesse-
nen Umfang Ubersteigen, sind sie” ersetzt.

b) Absatz 10 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
»Absatz 1 Satz 6 bis 10 gilt entsprechend.”
In § 24 Absatz 4 Satz 2 werden die Worter ,Satz 4“ gestrichen.
In § 44a Absatz 3 Satz 2 wird das Wort ,Kriegsopferfirsorge“ durch die Wérter ,Sozia-
len Entschadigung nach dem Vierzehnten Buch, soweit er besondere Leistungen im

Einzelfall erbringt,” ersetzt.

§ 80 wird wie folgt gefasst:

»§ 80

Ubergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts

Fir Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in Verbin-
dung mit dem Bundesversorgungsgesetz erhalten, gelten § 11a Absatz 1 Nummer 2,
§ 18 Absatz 1 Nummer 1 und § 44a Absatz 3 Satz 2 in der bis zum 31. Dezember 2023
geltenden Fassung weiter.”
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Artikel 4

Weitere Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch

Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch — Blrgergeld, Grundsicherung fur Arbeitsuchende
—in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBI. | S. 850, 2094), das zuletzt
durch Artikel 3 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltsubersicht wird die Angabe zu § 80 wie folgt gefasst:

,§ 80 (weggefallen)”.
2. § 11a Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. Ausgleich fur gesundheitliche Schadigungsfolgen nach dem Soldatenentschadi-
gungsgesetz sowie Ausgleichszahlungen an Hinterbliebene nach dem Soldatenent-
schadigungsgesetz,”“.

3. § 80 wird aufgehoben.

Artikel 5

Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Dem § 43 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Rentenversicherung
—in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBI. | S. 754, 1404, 3384),
das zuletzt durch Artikel ... des Gesetzes vom ... (BGBI. | S. ...) gedndert worden ist, wird
folgender Absatz 7 angefugt:

,(7) Beziehende einer Rente nach Absatz 1 oder 2 haben fur einen Zeitraum von re-
gelmafig sechs Monaten weiterhin Anspruch auf diese Rente, wenn sie unter den Ublichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes eine Erwerbstatigkeit ausiben, deren Um-
fang das der Rente zugrundeliegende zeitliche Leistungsvermégen Uberschreitet.”

Artikel 6

Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch

Das Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Men-
schen vom 19. Juni 2001 (BGBI. | S. 1046), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom
24. Juni 2022 (BGBI. 1 959) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In § 67 Absatz 5 werden die folgenden Satze angeflgt:

»+Abweichend von Satz 1 sind die steuerlichen Abziige nicht zu berlcksichtigen bei Per-
sonen, deren Ansassigkeitsstaat nach einem Abkommen zur Vermeidung der Doppel-
besteuerung das Besteuerungsrecht fiir das Ubergangsgeld zusteht und wenn das aus
Deutschland gezahlte Ubergangsgeld nach den mafgebenden Vorschriften des An-
sassigkeitsstaats der Steuer unterliegt.”
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In § 68 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe ,§§ 66 und 67 durch die Angabe
,8§ 66, 67 und 69 ersetzt.

In § 139 Satz 2 wird nach der Angabe ,§ 90 Absatz 2 Nummer 1 bis 8“ die Angabe ,und
10“ eingefugt.

Artikel 7

Anderung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch

Das Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch — Soziale Entschadigung — (SGB XIV) - vom

12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652), das zuletzt durch [Artikel 8 eines Entwurfs eines
Gesetzes zur Forderung eines inklusiven Arbeitsmarkts, BT-Drucksache 20/5664] geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

In § 12 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,Traumaambulanz® die Woérter ,,und
psychotherapeutische Leistungen nach Kapitel 5* eingefugt.

In § 35 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,,§ 39“ durch die Angabe ,§ 37 ersetzt.
Dem § 44 Absatz 2 wird folgender Satz angeflgt:
,Dies gilt nicht fir nach § 42 Absatz 2 erbrachte Sachleistungen.”

§ 45 wird wie folgt gefasst:

»S 45
Nachweispflicht

FUr den Nachweis der Berechtigung zur Inanspruchnahme von Leistungen der
Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung nach § 42 gilt § 15 Absatz 2 bis 6 des
Finften Buches entsprechend. Abweichend von Satz 1 legitimieren sich Berechtigte,
die Uber keine elektronische Gesundheitskarte nach § 291 des Flnften Buches verfu-
gen, durch Vorlage von Behandlungsscheinen. Diese werden ihnen von der nach § 57
Absatz 3 oder 4 zustandigen Krankenkasse ausgestellt.*

§ 47 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefligt:
»,(5) Haben Geschadigte von einem anderen Rehabilitationstrager Kranken-
geld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld oder Ubergangsgeld bezogen und
ist ihnen im Anschluss daran Krankengeld der Sozialen Entschadigung zu zahlen,

so ist bei dessen Berechnung von dem bisher zugrunde gelegten Entgelt auszu-
gehen.”

b) Die bisherigen Absatze 5 bis 9 werden die Absatze 6 bis 10.
§ 52 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 1 werden nach dem Wort ,Arbeitsférderung® die Worter ,bei bestehen-

der Versicherungspflicht nach § 26 Absatz 2 Nummer 1 des Dritten Buches" ein-
gefugt.
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b) In Nummer 2 werden nach dem Wort ,Rentenversicherung® die Wérter ,bei beste-
hender Versicherungspflicht nach § 3 Satz 1 Nummer 3 des Sechsten Buches*
eingeflgt.
§ 63 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
a) In Nummer 4 wird das Wort ,und“ durch ein Komma ersetzt.
b) In Nummer 5 wird der Punkt durch das Wort ,und® ersetzt.
c) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 angeflgt:
,0. ein Budget flr Ausbildung nach § 61a des Neunten Buches.*
§ 64 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
.Fur die Bemessung der Unterhaltsbeihilfe ist § 93 entsprechend anzuwenden mit der
Mallgabe, dass der monatliche Regelbedarf das Zweifache der jeweils mallgebenden
Regelbedarfsstufe nach der Anlage zu § 28 des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch
umfasst.”

§ 77 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 werden nach der Angabe ,Nummer 1“ die Worter ,und § 75 Absatz 1
Satz 2 Nummer 3* eingefigt.

b) In Absatz 3 werden nach der Angabe ,Nummer 1 die Wérter ,und § 75 Absatz 1
Satz 2 Nummer 3“ eingefigt.

c) Absatz 4 wird aufgehoben.
d) Absatz 5 wird Absatz 4.

In § 78 werden die Wérter ,und von Unfallkassen der Lander nach § 77 Absatz 4“ ge-
strichen.

§ 79 wird wie folgt geandert.
a) Die Absatzbezeichnung ,(1)* wird gestrichen.
b) Absatz 2 wird aufgehoben.
§ 81 wird aufgehoben.
§ 89 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
»(5) Der Nettobetrag des Vergleichseinkommens wird fir die Zeit bis zum Ab-
lauf des Monats, in dem die oder der Geschadigte auch ohne die Schadigung oder

ohne den Nachschaden nach Absatz 8

1. wegen Erreichens oder Inanspruchnahme einer gesetzlichen Altersgrenze
aus dem Erwerbsleben ausscheidet oder ausscheiden misste oder

2. auf Grund eines Gesetzes, eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung o-
der einer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber von der Mdglichkeit des vorzeiti-
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gen Ubergangs in den Ruhestand unter Verzicht auf Erwerbseinkommen Ge-
brauch macht und deswegen die Erwerbstatigkeit aufgibt oder aufgeben
wurde,

langstens jedoch bis zum Ablauf des Monats, in dem die oder der Geschadigte die
Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch erreicht, pauschal ermittelt. Satz 1
Nummer 1 und Nummer 2 sind nicht anwendbar, wenn die Geschadigten glaubhaft
machen, dass sie ohne die Schadigung noch erwerbstatig waren. Die Ermittlung
der Pauschale nach Satz 1 erfolgt, indem das Vergleichseinkommen

1. bei verheirateten Geschadigten um 18 Prozent, der 716 Euro Ubersteigende
Teil um 36 Prozent und der 1 790 Euro ubersteigende Teil um 40 Prozent,

2. Dbei nicht verheirateten Geschadigten um 18 Prozent, der 460 Euro Uberstei-
gende Teil um 40 Prozent und der 1 380 Euro Ubersteigende Teil um 49 Pro-
zent gemindert wird.

Im Ubrigen gelten 50 Prozent des Vergleichseinkommens als dessen Nettobetrag.*
Absatz 8 wird wie folgt gefasst:

»(8) Eine Einkommensminderung, die auf einen Nachschaden zurtickzufihren
ist, bleibt bei der Berechnung des Berufsschadensausgleichs unbericksichtigt. Ein
Nachschaden ist ein Schaden, der

1. keine gesundheitliche Schadigung nach § 4 darstellt und
2. zeitlich nach einem schadigenden Ereignis gemal § 4 eintritt.

Arbeitslosigkeit, schadigungs- oder altersbedingtes Ausscheiden aus dem Er-
werbsleben sind grundsatzlich kein Nachschaden. Abweichend von Satz 3 findet
Satz 1 auch Anwendung bei erfolgreich durchgefuhrten MaRnahmen der berufli-
chen Rehabilitation, wenn die Geschadigten auf den danach méglichen Einkom-
menserwerb ohne rechtfertigenden Grund verzichten oder bei Elternzeit Gber den
14. Lebensmonat des Kindes hinaus.”

Nach § 92 Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefugt:

»(7) § 26 des Zwolften Buches gilt entsprechend.”

Nach § 93 Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefiigt:

»(4) Der Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt kann nicht abgetreten,

Ubertragen, verpfandet oder gepfandet werden.*

In § 113 Absatz 6 werden die Wérter ,der Behdrden® gestrichen.

§ 127 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 1 wird das Wort ,,, Staatsangehdrigkeit® gestrichen.
bb) Nummer 4 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

.D)  Weltkriegsauswirkungen und Falle nach § 139,

cc) Nach Nummer 4 Buchstabe ¢ werden folgende Buchstaben d bis g angeflgt:
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,d) Ereignis im Zusammenhang mit der Ableistung des Zivildienstes,
e) Gewahrsam im Sinne des Haftlingshilfegesetzes,

f) rechtsstaatswidrige Verwaltungsentscheidungen im Sinne des Verwal-
tungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes,

g) rechtsstaatswidrige StrafverfolgungsmafRnahmen im Sinne des Straf-
rechtlichen Rehabilitierungsgesetzes,*.

dd) In Nummer 6 wird das Wort ,Berichtsjahres” durch das Wort ,Erhebungsmo-
nats” ersetzt.

ee) Nummer 8 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
,b) der Art der Erledigung, aufgegliedert nach:
aa) Ablehnung,
bb) Bewilligung,
cc) Racknahme,
dd) sonstige Erledigung,”.
ff) Folgende Nummer 9 wird angeflgt:

,9. Die Zahl der im Erhebungsmonat erfolgten Austibungen des Wahlrechts
nach § 152."

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:
aa) In Nummer 3 wird das Wort ,sowie” durch ein Komma ersetzt.
bb) Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefigt:
,4. Zahl der Ablehnungen sowie".
cc) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5.
c) Absatz 3 wird wie folgt geadndert:
aa) Nummer 1 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:
,b) Leistungen in einer Traumaambulanz aufgegliedert nach:
aa) Anzahl der Sitzungen,
bb) Dolmetscherkosten,
cc) Fahrkosten,*.
bb) Nummer 4 wird wie folgt gefasst:
.4. Leistungen bei Pflegebedurftigkeit, aufgegliedert nach

a) Leistungen nach dem Elften Buch mit Ausnahme der vollstationaren
Pflege,
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b) Vollstationare Pflege nach § 43 des Elften Buches,
c) erganzende Leistungen nach § 75,
d) Hausliche Pflege im Arbeitgebermodell®.
cc) Nummer 12 wird wie folgt gefasst:
,12. Leistungen bei Uberfiihrung und Bestattung, aufgegliedert nach
a) Uberfiihrung und
b) Bestattung,”.
dd) Absatz 3 Nummer 14 Buchstabe a wird wie folgt gefasst:
,a) der Zugehdrigkeit zu den Empfangergruppen
aa) Geschadigte,
bb) Nichtgeschadigte mit eigenem Anspruch,
cc) Nichtgeschadigte mit mittelbarem Anspruch,”.
18. § 128 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. die Einnahmen, jeweils im Inland und Ausland, aufgegliedert nach den Einnah-
mearten

a) Ubergang und Uberleitung von Anspriichen,
b) Erstattungsanspriuche zwischen den Leistungstragern,

c) Ruckforderungen gegeniiber Erben und Geldinstituten bei Uberzahlungen im
Todesfall,

d) Tilgung von Darlehen sowie
e) Zinsen von Darlehen.”
19. § 131 Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) Nach dem Wort ,Korperschaften® werden die Wérter,, fir Forschungsprojekte zur
Evaluierung des SGB XIV und zur Weiterentwicklung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts® eingeflgt.

b) Folgender Satz wird angefiigt:

,Die in Satz 1 genannten Daten kann die Bundesstelle fur Soziale Entschadigung
den Leistungserbringern wie beispielweise den Kranken-, Pflege- und Unfallkas-
sen zur Planung der Leistungserbringung und -abrechnung zur Verfligung stellen.*
20. § 142 Absatz 3 wird aufgehoben.
21. § 143 wird wie folgt geandert:

a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefilgt:
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,§ 18a BVG in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung findet auf Leistun-
gen nach Satz 1 und 2 weiter Anwendung.*

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

,8 18a BVG in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung findet auf Leistun-
gen nach Satz 1 und 2 weiter Anwendung.*

§ 144 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geandert:

a) Nummer 2 wird aufgehoben.

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 15 werden die Nummern 2 bis 14.
§ 145 wird wie folgt geandert:

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

,oatz 1 findet auf Leistungen nach § 143 Absatz 2 und Absatz 3 keine Anwen-
dung.”

b) In Absatz 4 wird die Angabe ,1 bis 22 durch die Wérter ,1 bis 4 und 6 bis 22°
ersetzt.

In § 151 Absatz 1 Satz 6 werden die Woérter ,und 2 gestrichen.
§ 152 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Wérter ,1 bis 22“ durch die Wérter ,,1 bis 4 und 6 bis 22¢
ersetzt.

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
»In diesem Fall

1. gelten die bisher anerkannten Schadigungsfolgen sowie die Feststellung
des Grades der Schadigungsfolgen fir die Entscheidung tber die Leis-
tungen nach den Kapiteln 1 bis 4 und 6 bis 22 als rechtsverbindlich fest-
gestellt;

2. wird der nach § 87 Absatz 1 Bundesversorgungsgesetz zum 31. Dezem-
ber 2023 berechnete Betrag festgesetzt und jahrlich unter Berlcksichti-
gung des § 110 Absatz 1, 2 und 4 angepasst.”

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefigt:
,Die bis zur Bekanntgabe des Bescheides Uber die einer berechtigten Person zu-
stehenden Leistungen nach den Kapitel 1 bis 4 und 6 bis 22 erbrachten Leistungen
nach § 144 werden auf folgende Leistungen angerechnet:

1.  monatliche Entschadigungszahlung nach § 83 Absatz 1,

2. monatliche Entschadigungszahlung bei schwersten Schadigungsfolgen nach
§ 83 Absatz 2,
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3. monatliche Entschadigungszahlung an Witwen und Witwer sowie an Partner
einer eheadhnlichen Gemeinschaft nach § 85,

4. monatliche Entschadigungszahlung an Waisen nach § 87,

5.  monatliche Entschadigungszahlung an hinterbliebene Eltern nach § 88 und

6. Berufsschadensausgleich nach § 89.°

Artikel 8

Weitere Anderung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch

In § 47 Absatz 5 des Sozialgesetzbuchs Vierzehntes Buch — Soziale Entschadigung —
(SGB XIV) vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652), das zuletzt durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2328) geandert worden ist, werden nach dem
Wort ,Versorgungskrankengeld,“ die Woérter ,Krankengeld der Soldatenentschadigung,”
eingeflgt.

Artikel 9

Anderung des Bundesversorgungsgesetzes

Das Gesetz Uber die Versorgung der Opfer des Krieges — Bundesversorgungsgesetz
(BVG) — in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. | S. 21), das
zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2328) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

§ 25d wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt.
bb) Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 8 angeflgt:

,8. Uberbriickungsgeld nach § 51 des Strafvollzuggesetzes oder vergleich-
bare Leistungen nach landesrechtlichen Regelungen.*

Absatz 3 Satz 2 wird durch die folgenden Satze ersetzt:

,Bei einer leistungsberechtigten Person die das 25. Lebensjahr vollendet hat, ist
von dem Taschengeld nach § 2 Nummer 4 des Bundesfreiwilligendienstgesetzes
oder nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 des Jugendfreiwilligendienstegesetzes anstelle
der Betrage nach Satz 1 Nummer 2 bis 4 ein Betrag von bis zu 250 Euro monatlich
abzusetzen. § 24 Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 Kriegsopferflrsorge-Verordnung
bleibt unberuihrt.”

Dem § 27a wird folgender Satz angefugt:

,Der Anspruch auf ergénzende Hilfe zum Lebensunterhalt kann nicht abgetreten, Gber-
tragen, verpfandet oder gepfandet werden.*
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Artikel 10

Anderung des Gesetzes liber die Alterssicherung der Landwirte

§ 13 Absatz 1 des Gesetzes Uber die Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994

(BGBI. 1 S. 1890, 1891), das zuletzt durch ..... geandert worden ist, wird folgender Satz an-
geflugt:

,§ 43 Absatz 7 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.”

Artikel 11

Anderung des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschiadi-
gungsrechts

Die Artikel 29 und 40 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts
vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | 2019, 2652) werden aufgehoben.

Artikel 12

Anderung des Gesetzes liber die Entschiddigung der Soldatinnen
und Soldaten und zur Neuordnung des Soldatenversorgungs-
rechts

Die Artikel 33, 34 und 47 des Gesetzes Uber die Entschadigung der Soldatinnen und

Soldaten und zur Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts vom 20. August 2021 (BGBI.
I S. 3932) werden aufgehoben.

Artikel 13

Anderung der Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge

§ 24 der Verordnung zur Kriegsopferfirsorge vom 16. Januar 1979 (BGBI. | S. 80), die
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2328) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1. Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

,An Stelle des Betrages von 40 vom Hundert der Regelbedarfsstufe 1 nach den Satzen
1 und 2 wird der Betrag nach § 8 Absatz 1a des Vierten Buches monatlich zugrunde

gelegt bei Leistungsberechtigten, die das 15., aber noch nicht das 25. Lebensjahr voll-
endet haben und die

1. eine nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz dem Grunde nach forde-
rungsfahige Ausbildung durchfihren,
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2. eine nach § 57 Absatz 1 des Dritten Buches dem Grunde nach férderungsfahige
Ausbildung, eine nach § 51 des Dritten Buches dem Grunde nach férderungsfa-
hige berufsvorbereitende BildungsmalRnahme oder eine nach § 54a des Dritten
Buches geforderte Einstiegsqualifizierung durchfiuhren,

3. als Schulerinnen und Schiler allgemein- oder berufsbildender Schulen aulerhalb
derin § 25d Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 des Bundesversorgungsgesetzes genann-
ten Zeiten erwerbstatig sind; dies gilt nach dem Besuch allgemeinbildender Schu-
len auch bis zum Ablauf des dritten auf das Ende der Schulausbildung folgenden
Monats oder

4. einen Freiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem Ju-
gendfreiwilligendienstegesetz nachgehen; bei der Anwendung des Satzes 3 Num-
mer 4 gilt das Taschengeld nach § 2 Nummer 4 des Bundesfreiwilligendienstge-
setzes und nach § 2 Absatz 1 Nummer 4 des Jugendfreiwilligendienstegesetzes
als Einkommen aus Erwerbstatigkeit.”

2. Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
»In den Fallen des Absatzes 2 Satz 3 wird bei der Anwendung des Satzes 1 an Stelle

des Betrages von 40 vom Hundert der Regelbedarfsstufe der Betrag nach § 8 Absatz
1a des Vierten Buches monatlich zugrunde gelegt.”

Artikel 14

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absatze 2 bis 4 am 1. Januar 2024 in Kraft.
(2) Artikel 3 Nummer 4 und Nummer 8 treten mit Wirkung vom 1. Juli 2023 in Kraft.
(3) Artikel 11 und 12 treten am Tag nach der Verkindung in Kraft.

(4) Artikel 2, Artikel 4 und Artikel 8 treten am 1. Januar 2025 in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

1. Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB Xil)

Im Rahmen des Birgergeldgesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBI. | S. 2328) wurden
nicht alle Anderungen des SGB Il bei der Berlicksichtigung von Einkommen auf das SGB
XlI Ubertragen. Um den Gleichklang zwischen beiden Mindestsicherungssystemen zu wah-
ren ist eine Ubernahme der entsprechenden Anderungen im SGB Il auch in das SGB Xl
erforderlich. Zudem besteht aus rechtsférmlichen Griinden die Notwendigkeit von Anpas-
sungen in einzelnen Vorschriften.

2. Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

Es handelt sich um redaktionelle Korrekturen.

3. Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI)

Mit dem Ziel einer erfolgreichen Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt soll den Be-
ziehenden einer Rente wegen Erwerbsminderung die Mdéglichkeit eines (Wieder-)Einglie-
derungsversuchs gesetzlich erdffnet werden.

4. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

Durch das Burgergeldgesetz ist die Einfuhrung eines Schonvermdgens fir ein Kraftfahr-
zeug im SGB Xl| erfolgt, nicht aber im SGB IX. Hinzu kommt ein redaktioneller Anderungs-
bedarf.

5. Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIV)

Das Soziale Entschadigungsrecht nach dem Vierzehnten Buch Sozialgesetzbuch (SGB
XIV) wurde durch das Gesetz zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts vom
12. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2652) eingefuhrt und tritt zum 1. Januar 2024 in Kraft. In
den zwischen Verabschiedung und Inkrafttreten liegenden drei Jahren hat sich die Notwen-
digkeit ergeben, das Gesetz aufgrund tatsachlicher und rechtlicher Entwicklungen anzu-
passen. Hinzu kommen erforderliche redaktionelle Korrekturen und Klarstellungen.

6. Bundesversorgungsgesetz (BVG) und Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge (KFirsV)

Um den Gleichklang mit dem SGB XII bei der Berlicksichtigung von Einkommen zu wahren,
ist eine entsprechende Ubernahme der Anderungen des SGB Xl (siehe oben 1.) erforder-
lich. Weiter wird die erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt u. a. unpfandbar gestellt.

7. Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschidigungsrechts

Artikel 29 und 40 dieses Gesetzes setzen auf einer nicht mehr aktuellen Fassung des SGB
[l und des SGB XII auf.

8. Gesetz Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des
Soldatenversorgungsrechts

Artikel 33, 34 und 47 dieses Gesetzes setzen auf einer nicht mehr aktuellen Fassung des
SGB Il und des SGB Xl auf.
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l. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

1. Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB Xil)

In § 82 SGB XIl, der Vorschrift zur Bertcksichtigung von Einkommen in der Sozialhilfe,
werden die erforderlichen Angleichungen an die durch das Burgergeldgesetz vom 16. De-
zember 2022 (BGBI. | S. 2328) enthaltenen Verbesserungen bei der Einkommensberick-
sichtigung in den § 11 bis § 11b SGB Il vorgenommen. Entsprechende Erganzungen sind
in den Statistikvorschriften des SGB Xll vorzunehmen. Ferner sind aus rechtsférmlichen
Grunden Anderungen erforderlich. So sind die Ubergangsregelung im SGB XII aus Anlass
des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts sowie die in diesem Ge-
setz enthaltenen Anderungen des SGB XlI nicht mehr mit dem geltenden Wortlaut vereinbar
und mussen deshalb neu gefasst werden. Hinzu kommen notwendige Korrekturen von Ver-
weisungen sowie sprachliche Anpassungen.

2. Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

Im SGB |l sind aus rechtsférmlichen Griinden Anderungen erforderlich. So ist die Uber-
gangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts
sowie die in diesem Gesetz enthaltenen Anderungen des SGB Il nicht mehr mit dem gel-
tenden Wortlaut vereinbar und mussen deshalb neu gefasst werden. Hinzu kommen not-
wendige Korrekturen.

3. Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI)

Bisher besteht fur die Bezieher einer Rente wegen Erwerbsminderung nicht die gesetzliche
Maoglichkeit, eine Erwerbstatigkeit mit einem Uber dem ihrer Rente zugrundeliegenden Leis-
tungsvermdgen auszuiiben, ohne dass ihr Rentenanspruch gefahrdet wird. Mit der klarstel-
lenden gesetzlichen Regelung eines (Wieder-)Eingliederungsversuchs erhalten die Ren-
tenbeziehenden die notwendige Rechtssicherheit.

4. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

Die im SGB XIl durch das Burgergeldgesetz vorgenommene Erweiterung des Schonver-
madgens um ein angemessenes Kraftfahrzeug (§ 90 Absatz 2 Nummer 10 SGB XlI) wird in
§ 139 SGB IX Ubernommen.

5. Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIV)

Der Zeitraum, in dem die notwendigen Aufwendungen fur Dolmetscherinnen und Dolmet-
scher sowie Ubersetzerinnen und Ubersetzer bei psychotherapeutischen Leistungen tiber-
nommen werden, wird zugunsten der Berechtigten verlangert, und zwar bis zu einem ge-
wohnlichen Aufenthalt der berechtigten Person im Geltungsbereich des SGB XIV von zehn
statt lediglich finf Jahren. Um den grundsatzlichen Gleichklang der Leistungen zur Teilhabe
nach § 63 SGB XIV mit denen des SGB IX zu wahren, wird das als weitere Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben im Schwerbehindertenrecht eingefihrte Budget fiir Ausbildung (§
61a SGB XIV) in § 63 SGB XIV aufgenommen.

Die Pflegekassen werden anstelle der Unfallkassen zustandig fur die Pflegehilfsmittelver-
sorgung. Dies dient u. a. der Vereinfachung des Verfahrens und der Rechtssicherheit.

Die Regelungen zur Statistik werden im Hinblick auf den Vollzug, die Steuerung und die
Wirkungskontrolle des Gesetzes angepasst. Hinzu kommen notwendige Klarstellungen,
Korrekturen von Verweisungen und redaktionelle Berichtigungen.

6. Bundesversorgungsgesetz (BVG) und Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge (KFirsV)

Um den Gleichklang mit dem SGB Xl| bei der Berucksichtigung von Einkommen zu wahren,
ist eine entsprechende Ubernahme der Anderungen des SGB Xl (siehe oben 1.) erforder-
lich. Weiter wird die erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt u. a. unpfandbar gestellt.
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7. Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschidigungsrechts

Aus rechtsférmlichen Griinden sind in diesem Gesetz enthaltene Anderungen des SGB XII
nicht mehr umsetzbar und missen deshalb aufgehoben und durch auf den geltenden Wort-
laut des SGB XlI abgestimmte Neuregelungen ersetzt werden.

8. Gesetz Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des
Soldatenversorgungsrechts

Die anlasslich des Aul3erkrafttretens des BVG zum 31. Dezember 2023 und des Inkrafttre-
tens des Gesetzes Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuord-
nung des Soldatenversorgungsrechts zum 1. Januar 2025 in diesem Gesetz enthaltenen
Anderungen des SGB XII setzten nicht mehr auf dem aktuellen Rechtsstand des SGB XII
auf. Die in Artikel 47 dieses Gesetzes enthaltenen SGB Xll-Anderungen sind deshalb auf-
zuheben und durch Neufassungen im SGB XII zu ersetzen.

Il. Alternativen

Keine.

ll. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir das Sozialhilferecht nach dem SGB Xll und
der Grundsicherung fur Arbeitsuchende nach dem SGB Il (Artikel 1 bis 4 des Gesetzent-
wurfs) ergibt sich fir das Fursorgerecht aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundge-
setzes (GG) (6ffentliche Fursorge). Diesbeztiglich hat der Bund die Gesetzgebungskompe-
tenz, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet
oder die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine
bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Absatz 2 GG).

Der Bund macht bei den Anderungen im SGB IX (Artikel 3 des Gesetzentwurfs) von seiner
Gesetzgebungskompetenz gemal Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 GG in Verbindung mit
Artikel 72 Absatz 2 GG Gebrauch, weswegen keine gesetzliche Umsetzungsfrist besteht.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes flir das Soziale Entschadigungsrecht ergibt
sich aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 13 bzw. Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundge-
setzes. Die zur Inanspruchnahme der Kompetenz im Bereich der konkurrierenden Gesetz-
gebung gemal Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes erforderlichen Voraussetzungen
liegen vor, da eine bundeseinheitliche Regelung zur Wahrung der Rechtseinheit notwendig
ist.

Iv. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und volkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und vélkerrechtlichen Ver-

tragen vereinbar.

V. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Das Ziel des Gesetzentwurfs ist nicht die Vereinfachung des Verwaltungsverfahrens, son-

dern die Vornahme erforderlichen Rechtsanderungen, die zur Funktionsfahigkeit der sozi-
alen Sicherungssysteme erforderlich sind.
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2. Nachhaltigkeitsaspekte
Die vorgesehenen Anderungen entsprechen dem Grundsatz der Nachhaltigkeit.
3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

1. Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XiIl)

Die Kosten der Anderungen der Regelungen zur Einkommensanrechnung im Rahmen des
§ 82 SGB XII (betroffen sind Leistungen des Dritten und Vierten Kapitels des SGB XII)
werden insgesamt auf einen kleinen nicht ndher bezifferbaren jahrlichen Eurobetrag in nied-
riger einstelliger Millionenhéhe pro Jahr geschatzt, wobei der weit Uberwiegende Teil auf
den Bund und voraussichtlich weniger als eine Million Euro auf die Haushalte der Kommu-
nen entfallen. Die auf den Bund entfallenden Mehrausgaben werden im Einzelplan 11 aus-
geglichen.

2. Zweites Buch Sozialgesetzbuch

Keine.

3. Sechstes Buch Sozialgesetzbuch

Die gesetzliche Regelung eines (Wieder-)Eingliederungsversuchs ist mit Finanzwirkungen
fur die gesetzliche Rentenversicherung verbunden, die jedoch nicht verlasslich berechen-
bar sind, da sie von der Inanspruchnahme und vom Erfolg des (Wieder-)Eingliederungsver-
suchs abhangig sind. Wird aufgrund der Regelung ein versicherungspflichtiges Beschafti-
gungsverhaltnis aufgenommen, entstehen zusatzliche Beitragseinnahmen, die bei Durch-
schnittsverdienst rund 700 000 Euro pro 100 zusatzlichen Beitragszahlern pro Jahr betra-
gen. Ist der (Wieder-)Eingliederungsversuch zudem erfolgreich, entfallt der Anspruch auf
die Rente wegen Erwerbsminderung. Die Minderausgaben fir die gesetzliche Rentenver-
sicherung belaufen sich dabei bei durchschnittlichen Erwerbsminderungsrenten auf
1,14 Millionen Euro pro 100 wegfallenden Renten pro Jahr.

4. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX)

Keine.

5. Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIV)

Keine.

6. Bundesversorgungsgesetz (BVG) und Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge (KFirsV)

Durch die Anderungen bei der Berlicksichtigung von Einkommen kénnen geringe Mehraus-
gaben fir Bund und Lander entstehen. Diese kénnen daraus resultieren, dass in Einzelfal-
len Einkommen nicht mehr vollstandig zu berlcksichtigen ist und deshalb erstmalige oder
hohere Leistungsanspriche entstehen. Die zu erwartenden Mehrausgaben sind nicht quan-
tifizierbar, werden aber aufgrund der geringen Anzahl der Empfangerinnen und Empfanger
fUrsorgerischer Leistungen geringfligig sein.

7. Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschidigungsrechts

Durch die aus rechtsformlichen Griinden erforderliche Aufhebung der in diesem Gesetz
enthaltenen Ubergangsregelung im SGB XIlI ergeben sich keine Mehr- oder Minderausga-
ben.

8. Gesetz Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des
Soldatenversorgungsrechts
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Durch die aus rechtsformlichen Grinden erforderliche Aufhebung der in diesem Gesetz
enthaltenen Ubergangsregelung im SGB XIlI ergeben sich keine Mehr- oder Minderausga-
ben.

4. Erfullungsaufwand

1. Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB Xil)

Auswirkungen auf den Erfullungsaufwand von Blrgerinnen und Birger ergeben sich durch
die Rechtsanderungen bei der Berlcksichtigung von Einkommen nicht. Leistungsbezie-
hende missen ihr erzieltes Einkommen dem zustandigen Trager nach dem SGB XII mittei-
len, unabhangig davon, ob dieses vollstandig, teilweise oder nicht auf den Leistungsan-
spruch anzurechnen ist.

Die Wirtschaft ist von den veranderten Regelungen nicht betroffen.

Fir den Erfillungsaufwand der Trager nach dem SGB Xl kénnen sich durch die Anderun-
gen bei der Berucksichtigung von Einkommen geringfugig erhdhter nicht quantifizierbarer
Erfillungsaufwand ergeben. Dieser kann daraus resultieren, dass in Einzelfallen Einkom-
men nicht mehr vollstandig zu berlcksichtigen ist und deshalb Leistungsanspriiche weiter
bestehen. Hinzu kommt ein geringer und einmaliger Erflllungsaufwand fur die SGB XlI-
Trager durch die Anpassung der genutzten Software fir die statistische Erfassung der sich
ergebenden Anderungen bei der Beriicksichtigung von Einkommen.

2. Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II)

Im SGB Il ergeben sich keine Veranderungen des Erflllungsaufwandes.

3. Sechstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VI)

Die gesetzliche Regelung eines (Wieder-)Eingliederungsversuchs ist mit einem neutralen
Erfullungsaufwand fur die Trager der gesetzlichen Rentenversicherung verbunden. Die fur
die Erfassung und Bearbeitung eines (Wieder-)Eingliederungsversuchs zu erbringenden
Aufwande werden durch wegfallende Aufwande im Falle einer erfolgreichen (Wieder-)Ein-
gliederung aufgewogen.

4. Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB 1X)

Die Anderungen beim Ubergangsgeld (§§ 67, 68 SGB IX) fiihren zu geringfiigigen, nicht
quantifizierbaren Mehrausgaben fur das Ubergangsgeld im Haushalt der Bundesagentur
fur Arbeit. Im Ubrigen ergeben sich keine Veranderungen des Erflllungsaufwandes.

5. Vierzehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XIV)

Die Verlangerung des Zeitraums des gewohnlichen Aufenthalts der berechtigten Person im
Geltungsbereich des SGB XlV, in dem die notwendigen Aufwendungen fir Dolmetscherin-
nen und Dolmetscher sowie Ubersetzerinnen und Ubersetzer bei psychotherapeutischen
Leistungen nach Kapitel 5 SGB XIV Gbernommen werden, fiihrt in wenigen Fallen zu einem
geringflgigen, nicht bezifferbaren Aufwand fir Blrgerinnen und Burger fir die Antragstel-
lung sowie fur die Trager der Sozialen Entschadigung.

Die Wirtschaft ist durch die Anderungen im SGB XIV nicht betroffen.

6. Bundesversorgungsgesetz (BVG) und Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge (KFirsV)
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Durch die Anderungen bei der Berticksichtigung von Einkommen im Bundesversorgungs-
gesetz und in der Verordnung zur Kriegsopferflirsorge kann in einzelnen Fallen ein gerin-
ger, nicht bezifferbarer Erfullungsaufwand fur Burgerinnen und Blrger im Rahmen der An-
tragstellung sowie fir die Trager der Sozialen Entschadigung entstehen.

5. Weitere Kosten

Keine. Nennenswerte Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen
Der Entwurf hat keine erkennbaren gleichstellungspolitischen Auswirkungen.

Nachteilige Auswirkungen auf die demographische Entwicklung ergeben sich aus den im
Gesetzentwurf vorgesehenen Anderungen nicht.

VL. Befristung; Evaluierung

Befristungen und Evaluierungen sind angesichts der im vorliegenden Gesetzentwurf ent-
haltenen Anderungen nicht vorgesehen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Einfigung des § 147.
Zu Nummer 2

Die Betrage nach § 34 Absatz 3 SGB Xl| fur die Bedarfe fir die Ausstattung mit personli-
chem Schulbedarf (Schulbedarfspaket) sind nach § 34 Absatz 3a SGB XII jahrlich entspre-
chend der sich nach der Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung ergebenden Er-
héhung fortzuschreiben. Aufgrund der mit dem Blrgergeldgesetz vorgenommenen Weiter-
entwicklung der Fortschreibung der Regelbedarfsstufen nach § 28a SGB XIll ist seit der
Fortschreibung zum 1. Januar 2023 neben der Basisfortschreibung auch eine erganzende
Fortschreibung vorzunehmen. Fir jede Fortschreibungsstufe wird eine prozentuale Veran-
derungsrate ermittelt, weshalb auch bei der Fortschreibung der Betrage flr das Schulbe-
darfspaket beide Prozentsatze zu berticksichtigen sind. Die sich daraus ergebende sprach-
liche Anpassung im ersten Satzteil von Absatz 3a Satz 1 wird nachgeholt.

Zu Nummer 3

Redaktionelle Klarstellung entsprechend der Anderung in § 22 Absatz 1 Satz 7 SGB Il mit
Artikel 3 Nummer 6. Mit dem Blrgergeld-Gesetz wurde zum 1. Januar 2023 eine Karenzzeit
fur die Anerkennung der Aufwendungen fir die Unterkunft eingefiihrt. Die Karenzzeit gilt
nicht fir die Aufwendungen flr Heizung. Dieser Umstand wurde auf Grund eines redaktio-
nellen Versehens in § 35 Absatz 3 Satz 2 nicht nachvollzogen. Die redaktionelle Anderung
stellt klar, dass unangemessene Aufwendungen fir Heizung innerhalb der Karenzzeit nur
nach MalRgabe des Satzes 2 anerkannt werden kdnnen.
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Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Aufhebung des Bundesversorgungs-
gesetzes (BVG) und des Inkrafttretens des Sozialgesetzbuches Vierzehntes Buch (SGB
XIV) zum 1. Januar 2024.

Zu Nummer 5

Es handelt sich um die Korrektur eines Verweisungsfehlers in § 42a Absatz 4 Satz 3 SGB
XIl. Die Verweisung auf § 35 SGB Xl ist an die Neufassung dieser Vorschrift durch das
Bilrgergeldgesetz anzupassen.

Zu Nummer 6
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV zum 1. Januar 2024.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV zum 1. Januar 2024.

Zu Nummer 7

Es handelt sich um eine Korrektur eines Verweisungsfehlers. Die im Rahmen der vorlaufi-
gen Entscheidung nach § 44a SGB XII erforderliche Gewahrleistung einer abschlielRenden
Entscheidung nach Absatz 6 bezieht sich auf Fallkonstellationen, in denen noch keine un-
mittelbare abschliefende Entscheidung nach Absatz 5 ergangen ist.

Zu Nummer 8
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine Folgeédnderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV zum 1. Januar 2024. Eine inhaltliche Anderung ist hiermit nicht ver-
bunden. § 28 Absatz 2 SGB XIV regelt abschlieRend, dass Entschadigungszahlungen, wie
die bisherigen Grundrenten nach dem BVG, nicht auf bedurftigkeitsabhangige Sozialleis-
tungen anzurechnen sind. Einer eigenstandigen Regelung im SGB XlI bedarf es daher nicht
mehr. Die entstehende Leerstelle wird sodann neu gefillt (vgl. Artikel 2 Nummer 3).

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich ebenso um eine Folgeanderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des
Inkrafttretens des SGB XIV zum 1. Januar 2024.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung des Verweises. Durch das Gesetz zur
Reform des Vormundschafts- und Betreuungsrechts, das seit dem 1. Januar 2023 in Kraft
getreten ist, ist die bislang als Aufwandsentschadigung bezeichnete Pauschale fiir ehren-
amtliche Vorminder, Pfleger und Betreuer nicht mehr in § 1835a BGB, sondern in
§ 1878 BGB geregelt (BGBI. | S.907) und wird nun Aufwandspauschale genannt.
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Zu Doppelbuchstabe dd

Es handelt sich um Folgednderungen, um einen Gleichlauf mit den Regelungen im SGB ||
herzustellen. Der bisher geltende Betrag in HOhe von 520 Euro wird durch eine dynamische
Verweisung auf § 8 Absatz 1a SGB IV ersetzt. Dies stellt sicher, dass kunftige Anhebungen
der Geringflgigkeitsgrenze auch bei den anrechnungsfreien Betragen nach § 82 Absatz 1
Satz 2 Nummer 7 nachvollzogen werden. Zudem wird klargestellt, dass sich der Betrag nur
auf Einnahmen aus Erwerbstatigkeit bezieht. Die Regelung wird zudem auf Personen be-
schrankt, die das 15., aber noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben. Die Regelungen
in Nummer 7 Buchstaben a sowie b bleiben unverandert bestehen. Unter Buchstabe ¢ wird
zusatzlich geregelt, dass Einnahmen aus Erwerbstatigkeit dann kein Einkommen sind,
wenn diese auch nach dem Besuch allgemeinbildender Schulen bis zum Ablauf des dritten
auf das Ende der Schulausbildung folgenden Monats erworben worden sind. Ebenso wer-
den mit Buchstabe d Personen unter 25 Jahren, die einen Freiwilligendienst nach dem Bun-
desfreiwilligendienstgesetz oder dem Jugendfreiwilligendienstegesetz absolvieren, unter
die Regelung gefasst. Zudem soll klargestellt werden, dass bei der Anwendung von § 82
Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 Buchstabe d das gezahlte Taschengeld fir Freiwilligendienste
nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz beziehungsweise Jugendfreiwilligendienstege-
setz als Einkommen aus Erwerbstatigkeit gilt. Damit soll sichergestellt werden, dass das
Taschengeld in Hohe des Betrages nach § 8 Absatz 1a des SGB IV zum Einkommen ge-
hort.

Zu Doppelbuchstabe ee

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Doppelbuchstabe ff

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
Zu Doppelbuchstabe gg

Die Neuregelung unter Nummer 10 dient der Angleichung an § 11a Absatz 6 SGB Il. Derzeit
wird Uberbriickungsgeld, welches Strafgefangene gemaR § 51 des Strafvollzugsgesetzes
aus Einkinften im Vollzug verpflichtend ansparen, um fur die ersten vier Wochen nach der
Entlassung ihren notwendigen Lebensunterhalt sichern zu kénnen, bei Empfangern von
Leistungen nach dem Dritten oder Vierten Kapitel des SGB XIlI als Einkommen
berlcksichtigt. Dies gilt auch fur nach landesrechtlichen Regelungen auf freiwilliger Basis
angespartes entsprechendes Guthaben. Da das Uberbriickungsgeld in der Praxis jedoch
meist fur einmalige Anschaffungen oder die Tilgung von Schulden verwendet wird, steht es
den Leistungsberechtigten tatsachlich oftmals nicht als Einkommen zur Deckung des
Lebensunterhalts zur Verfligung. Im SGB Il erfolgt daher aufgrund der Anpassung des § 11
Absatz 6 SGB Il im Rahmen des Teilhabestarkungsgesetzes seit dem 1. Juli 2021 eine
vollstandige Anrechnungsfreistellung des Uberbriickungsgeldes. Dies dient auch der
Verwaltungsvereinfachung. Mit der obigen Regelung wird diese Anderung auch fiir das
SGB XIll tUbernommen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung zu der neuen Nummer 7 Buchstabe d in § 82 Ab-
satz 1 SGB XII. Aufgrund der neuen Regelung flir Personen unter 25 Jahren, musste die
urspringliche Regelung angepasst werden. Fir Personen, die einen Freiwilligendienst
nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem Jugendfreiwilligendienstegesetz absol-
vieren und das 25. Lebensjahr bereits vollendet haben, gilt nach wie vor der Absetzbetrag
in Hohe von bis zu 250 Euro monatlich.
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Zu Buchstabe c

Die Anderung dient der Rechtsangleichung an das SGB II. Mit der Regelung entféllt die in
der Praxis oftmals schwierige Abgrenzung von einmaligen und laufenden Einnahmen. Ein-
nahmen werden zukunftig im Zuflussmonat bericksichtigt. Bedarfsiibersteigende Betrage
werden dem Vermogen zugeschlagen. Die bislang fir einmalige Zahlungen geltende Auf-
teilung auf sechs Monate erfolgt mit der Neuregelung nur noch in Fallen einer Nachzahlung,
was potentiellen Missbrauch vorbeugt (z.B. gezielte Beeinflussung von Falligkeitszeitpunk-
ten zur Erzielung von Nachzahlungen).

Zu Nummer 9
Zu Buchstabe a

In den Erhebungsmerkmalen nach § 122 SGB XII fur die Bundesstatistik nach dem Dritten
und Vierten bis Neunten Kapitel des SGB XII fuhrt die Aufhebung von § 39a SGB XllI als
Folgeadnderung zur Streichung des Merkmals ,Einschrankung der Leistung®.

Zu Buchstabe b

Mit der Abschaffung des § 122 Absatz 1 Nummer 2 wird eine seit langer Zeit immer wieder
gestellte Forderung der Lander entsprochen, die Statistik der Kurzzeitempfanger zu strei-
chen, die auch Informationen zur Wohnsituation dieses Personenkreises (Wohnungslose)
im Leistungsbezug SGB XIlI erhob. Mit dem Gesetz zur Einflihrung einer Wohnungslosen-
berichterstattung in Deutschland wurde die Grundlage flr eine bundeseinheitliche Woh-
nungslosenberichterstattung geschaffen. Beginnend ab 2022 werden jahrlich zum Stichtag
31. 01. Daten vom Statistischen Bundesamt zu wohnungslosen Personen erhoben. Mit der
EinfUhrung einer umfassenden Wohnungslosenstatistik, ist die Erhebung nach §122 Absatz
1 Nummer 2 entbehrlich, da sie nur eine kleine Teilpopulation der Wohnungslosen abbil-
dete.

Zu Nummer 10

Es handelt sich um eine Folgeanderung zur Abschaffung der Statistik nach § 122 Absatz 1
Nummer 2.

Zu Nummer 11

Es handelt sich um eine Anpassung der Grundsatzvorschrift flir die Bundesstatistik fir das
Vierte Kapitel des SGB Xll in § 128a SGB Xll an die geanderte Fassung des § 82.

Zu Nummer 12

Es handelt sich lediglich um eine Klarstellung, dass gemaf § 128b Nummer 8 der Bezug
eines Zuschlags an Entgeltpunkten fir langjahrige Versicherung (Grundrentenzuschlag)
nach § 76g SGB VI zu erfassen ist. Bisher wird im § 128b Nummer 8 der Bezug einer
»,Grundrente” als zu erhebendes Merkmal genannt. Damit ist bereits der Zuschlag an Ent-
geltpunkten fir langjahrige Versicherung gemeint.

Zu Nummer 13

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Aufhebung des BVG und des Inkraft-
tretens des SGB XIV zum 1. Januar 2024.
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Zu Buchstabe b

Bei der Bundesstatistik fiir das Vierte Kapitel des SGB Xll in § 128d SGB XIlI, der die sta-
tistische Erfassung von Art und Hohe der angerechneten Einkommen und abgesetzten Be-
trage regelt, ergibt sich eine Folgeanderung zur Anderung von § 82. Dadurch wird sicher-
gestellt, dass die nicht zum Einkommen gehérenden Betrdge von den bis Ende 2022 in §
82 Absatz 2 Satz 2 aufgeflihrten Aufwandentschadigungen oder Einnahmen aus nebenbe-
ruflichen Tatigkeiten, die nach § 3 Nummer 12, Nummer 26 oder Nummer 26a des Einkom-
mensteuergesetzes steuerfrei sind (§ 82 Absatz 1 Satz 2 Nummer 8), wieder statistisch
erfasst werden. Zudem werden die nicht zum Einkommen gehdrenden Betrage nach § 82
Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und 7 statistisch erfasst.

Zu Nummer 14

Es handelt sich um eine sprachliche Korrektur.

Zu Nummer 15

Es handelt sich um eine notwendige Ubergangsregelung auf Grund der Aufhebung des
BVG zum 1. Januar 2024 und des Inkraftiretens des Soldatenentschadigungsgesetzes erst
zum 1. Januar 2025.

Zu Artikel 2 (Weitere Anderungen des Zwélften Buches Sozialgesetzbuch )

Zu Nummer 1

Es handelt sich um die Folgednderung zur Aufhebung des § 147.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund des Inkrafttretens des Soldatenentscha-
digungsgesetzes zum 1. Januar 2025. Im Rahmen der ,Sonstigen Hilfen zur Sicherung der
Unterkunft” nach § 36 SGB XIll haben Gerichte Verfahren zur Kindigung von Wohnungen
dem zustandigen SGB XlI-Trager mitzuteilen. Die dabei zu Ubermittelnden Daten durfen
durch den an Absatz 2 anzufigenden Satz auch flir Zwecke Soldatenentschadigung nach
dem Soldatenentschadigungsgesetz verwendet werden. Dies entspricht dem bisherigen
Rechtsstand in Bezug auf das Bundesversorgungsgesetz.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine Folgeadnderung aufgrund des Inkrafttretens des Soldatenentscha-
digungsgesetzes zum 1. Januar 2025.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund des Inkrafttretens des Soldatenentscha-
digungsgesetzes zum 1. Januar 2025.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.
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Zu Nummer 5

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund des Inkrafttretens des Soldatenentscha-
digungsgesetzes zum 1. Januar 2025. Die Ubergangsregelung des § 147 wird nicht mehr
bendtigt.

Zu Artikel 3 (Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 8.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund des Inkrafttretens des SGB XIV zum 1.
Januar 2024. Die Regelung entspricht der Regelung in Artikel 29 Nummer 2 des Gesetzes
zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts. Die erneute Regelung ist erforderlich,
weil Artikel 29 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts aus rechts-
formlichen Grinden durch Artikel 10 dieses Gesetzes aufgehoben werden muss.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur des Verweises.
Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund des Inkrafttretens des SGB XIV zum 1.
Januar 2024. Die Regelung entspricht der Regelung in Artikel 29 Nummer 3 Buchstabe a
des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts. Die erneute Regelung ist
erforderlich, weil Artikel 29 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts
aus rechtsformlichen Grinden durch Artikel 10 dieses Gesetzes aufgehoben werden muss.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund des Inkrafttretens des SGB XIV zum 1.
Januar 2024. Die Regelung entspricht der Regelung in Artikel 29 Nummer 3 Buchstabe b
des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts. Die erneute Regelung ist
erforderlich, weil Artikel 29 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts
aus rechtsférmlichen Griinden durch Artikel 10 dieses Gesetzes aufgehoben werden muss.

Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung des Verweises auf § 11 Absatz 3 SGB |l
in der ab dem 1. Juli 2023 geltenden Fassung.

Zu Nummer 5

Es handelt sich um eine Korrektur eines Redaktionsversehens aus dem Burgergeld-Gesetz.
Der Verweis dient dem Zweck zu regeln, dass die Selbstauskunft nach § 12 Absatz 6 Satz
2 durch eine Selbstauskunft zu unterlegen ist. Die Selbstauskunft ist in § 12 Absatz 4 Satz
5 geregelt. Der Verweis ist daher anzupassen.
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Zu Nummer 6

Trager bedirfen einer Zulassung nach dem Fuinften Kapitel des Dritten Buches, um Mal3-
nahmen der ganzheitlichen Betreuung nach § 16k SGB |l durchzufuhren oder durchfuhren
zu lassen. Der Trager erflllt die Voraussetzungen, sofern eine Zulassung fir einen Fach-
bereich nach § 5 Absatz 1 Satz 3 Nummer 1 Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung
Arbeitsforderung vorliegt.

Mit der Anderung wird die erforderliche Tragerzulassung geregelt. Die Anpassung erfolgt
als Klarstellung. Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

Zu Nummer 7

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund des Inkrafttretens des SGB XIV zum 1.
Januar 2024. Die Regelung entspricht der Regelung in Artikel 29 Nummer 4 des Gesetzes
zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts. Die erneute Regelung ist erforderlich,
weil Artikel 29 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts aus
rechtsférmlichen Griinden durch Artikel 10 dieses Gesetzes aufgehoben werden muss.

Zu Nummer 8
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung. Mit dem Birgergeld-Gesetz wurde zum
1. Januar 2023 eine Karenzzeit fir die Anerkennung der Aufwendungen flr die Unterkunft
eingefihrt. Die Karenzzeit gilt nicht fur die Aufwendungen fiir Heizung. Dieser Umstand
wurde auf Grund eines redaktionellen Versehens in § 22 Absatz 1 Satz 7 nicht nachvollzo-
gen. Die redaktionelle Anderung stellt klar, dass unangemessene Aufwendungen fiir Hei-
zung innerhalb der Karenzzeit nur nach Malkgabe des Satzes 7 anerkannt werden kénnen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Korrektur eines redaktionellen Versehens aus dem Burgergeld-
Gesetz. Die Folgeanderung des Absatzes 10 resultiert aus den Anderungen, die zum 1.
Januar 2023 durch das Birgergeld-Gesetz in § 22 Absatz 1 in Kraft getreten sind.

§ 22 Absatz 10 Satz 3 in der bisherigen Fassung enthalt einen Verweis auf Absatz 1 Satz
2 bis 4 verwiesen. Diese Satze sind seit 1. Januar 2023 die Satze 6, 7 und 10. Der Verweis
muss sich zudem auch auf die zum 1. Januar 2023 neu eingefligten Satze 8 und 9 bezie-
hen.

Zu Nummer 9

Redaktionelle Anpassung des Verweises auf § 11 Absatz 3 SGB Il in der ab dem 1. Juli
2023 geltenden Fassung.

Zu Nummer 10

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund des Inkrafttretens des SGB XIV zum 1.
Januar 2024. Die Regelung entspricht der Regelung in Artikel 29 Nummer 5 des Gesetzes
zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts. Die erneute Regelung ist erforderlich,
weil Artikel 29 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadigungsrechts aus rechts-
férmlichen Grinden durch Artikel 10 dieses Gesetzes aufgehoben werden muss.

Zu Nummer 11

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund des Inkrafttretens des SGB XIV zum 1.
Januar 2024. Die Regelung entspricht der Regelung in Artikel 33 Nummer 2 des Gesetzes
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Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des Soldaten-
versorgungsrechts. Die erneute Regelung ist erforderlich, weil Artikel 33 des Gesetzes uber
die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des Soldatenversor-
gungsrechts aus rechtsformlichen Grinden durch Artikel 11 dieses Gesetzes aufgehoben
werden muss. Die in Artikel 29 Nummer 6 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Ent-
schadigungsrechts enthaltene Regelung wurde nicht Gbernommen, weil sie durch die in
Artikel 33 Nummer 2 des Gesetzes Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten
und zur Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts ohnehin obsolet geworden war.

Zu Artikel 4 (Weitere Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 3.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgednderung aufgrund des Inkrafttretens des Soldatenentschéa-
digungsgesetzes zum 1. Januar 2025. Die Regelung entspricht der Regelung in Artikel 34
Nummer 2 des Gesetzes Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur
Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts. Die erneute Regelung ist erforderlich, weil
Artikel 34 des Gesetzes Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur
Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts durch Artikel 11 dieses Gesetzes aus rechts-
férmlichen Grinden aufgehoben werden muss.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine Folgeanderung auf Grund des Inkrafttretens des Soldatenentscha-
digungsgesetzes zum 1. Januar 2025. Die Ubergangsregelung in § 80 wird nicht mehr be-
notigt

Zu Artikel 5 (Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch)

Durch die gesetzliche Klarstellung soll die (Wieder-)Eingliederung von erwerbsgeminderten
Versicherten in den allgemeinen Arbeitsmarkt weitgehender als bisher unterstitzt werden.

Die Aufnahme bzw. Ausweitung einer Erwerbstéatigkeit, die Uber das bisher festgestellte
zeitliche Leistungsvermogen hinausgeht, gilt als Eingliederungsversuch. Mit der gesetzli-
chen Regelung soll fir die rentenbeziehenden Personen Rechtssicherheit dahingehend ge-
schaffen werden, dass ein Eingliederungsversuch den bisherigen Rentenanspruch nicht
gefahrdet. Uber die Dauer entscheidet der zustandige Rentenversicherungstrager nach
Prifung des Einzelfalls. In der Regel betragt die Dauer sechs Monate.

War der Eingliederungsversuch erfolgreich und es wird dauerhaft eine Erwerbstatigkeit auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt ausgeubt, ist dariber zu entscheiden, ob die der Erwerbs-
minderungsrente zugrundeliegende Leistungseinschrankung und damit der Rentenan-
spruch weiterhin vorliegt.

Die Aufnahme eines Arbeitsverhaltnisses, das Uber das Budget fiir Arbeit nach § 61 SGB IX
gefordert wird, stellt grundsatzlich keinen Eingliederungsversuch im Sinne der Vorschrift
dar, da die Erwerbstatigkeit in diesem Fall regelmafig nicht unter den Ublichen Bedingun-
gen des allgemeinen Arbeitsmarktes ausgetbt wird.

§ 96a SGB VI findet auch wahrend des Eingliederungsversuchs Anwendung.

Die Trager der Deutschen Rentenversicherung sollen iber die Méglichkeit eines rentenun-
schadlichen Eingliederungsversuchs aufklaren und Rentenbeziehende proaktiv beraten.
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Zu Artikel 5 (Anderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1

Das Ubergangsgeld gehért zu den unterhaltssichernden und ergénzenden Leistungen zur
medizinischen Rehabilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben. Grundlage fir die Berech-
nung des Ubergangsgeldes sind 80% des erzielten regelmaRigen Arbeitsentgelts oder Ar-
beitseinkommens, soweit dieses der Beitragsberechnung unterliegt (§ 66 Absatz 1 Satz 1
SGB IX). Als Obergrenze wird das — in entsprechender Anwendung des § 67 SGB IX be-
rechnete — Nettoarbeitsentgelt festgelegt. Das Ubergangsgeld betrégt sodann - je nach
Fallkonstellation - einen bestimmten Bemessungssatz der Berechnungsgrundlage. Fur in
Deutschland beschaftigte Grenzgangerinnen und Grenzganger enthalt § 67 Absatz 5 SGB
IX eine Sonderregelung: Im Rahmen der Ubergangsgeldberechnung werden sie bisher so
gestellt, als ob sie im Inland steuerpflichtig waren. Das heil3t, das Nettoarbeitsentgelt wird
unabhangig von der HOohe der tatsachlich im Ansassigkeitsstaat zu entrichtenden Steuern
fiktiv nach den Verhaltnissen wie sie in Deutschland mal3gebend sind (u.a. Familienstand,
Kinder) bestimmt. Die Benachteiligung ergibt sich, wenn zunachst in Deutschland die ge-
wohnlich anfallende Lohnsteuer und gegebenenfalls der Solidaritatszuschlag rechnerisch
bei der Ermittlung des Leistungsentgelts abgesetzt wird und zusatzlich der Wohnsitzstaat
dieses netto berechnete deutsche Ubergangsgeld nach seinem nationalen Steuerrecht in
die steuerliche Bemessungsgrundlage einbezieht.

In dem Fall, in dem der Ansassigkeitsstaat das Besteuerungsrecht hat, besteht die Mg-
lichkeit, dass die Sozialleistung nach Auszahlung im Ansassigkeitsstaat besteuert wird, ob-
wohl das Nettoarbeitsentgelt bereits bei der Berechnung in Deutschland berlcksichtigt
wurde. Die bzw. der Leistungsberechtigte ware damit doppelt belastet.

Mit der Anderung wird fiir die Berechnung des Ubergangsgelds in den Fallen, in denen die
ausschlieRlichen Besteuerungsrechte gemal einem Doppelbesteuerungsabkommen mit
Deutschland dem Wohnsitzstaat der Grenzgangerinnen und Grenzganger zugewiesen sind
und von diesem auch ausgeulbt werden, das Bruttoarbeitsentgelt abzlglich der Sozialver-
sicherungsbeitrage herangezogen. Damit wird bei der Berechnung des Ubergangsgeldes
der Arbeitnehmerfreizigigkeit und dem Gleichbehandlungsgrundsatz nach der Freizlgig-
keits-Verordnung (VO (EU) 492/2011) entsprochen.

Zu Nummer 2

§ 68 Absatz 1 Nummer 1 SGB IX sieht als Berechnungsgrundlage ein fiktives Arbeitsentgelt
auf Basis der hdchsten beruflichen Qualifikation vor, wenn die Berechnung nach §§ 66, 67
SGB IX zu einem geringeren Betrag fiihrt. Fiir die Berechnung des Ubergangsgelds werden
in diesem Fall 65 % des fiktiven Arbeitsentgelts zu Grunde gelegt.

§ 69 SGB IX enthalt eine die Anwendung des § 67 SGB IX verdrangende Sonderregelung,
wenn der Bezug von Ubergangsgeld ohne erhebliche zeitliche Unterbrechung an den Be-
zug von Krankengeld, Verletztengeld, Versorgungskrankengeld oder Ubergangsgeld an-
schlief’t. In diesem Fall ist flr die Berechnung der neuen Entgeltersatzleistung dasjenige
Arbeitsentgelt zugrunde zu legen, das schon fir den Vorbezug malRgebend war.

Sinn und Zweck des Ubergangsgeldes ist es, den Lebensunterhalt der Menschen mit Be-
hinderungen und von Behinderung bedrohten Menschen und ihrer Familienangehdrigen
wahrend einer RehabilitationsmalRnahme sicherzustellen. Der Ubergangsgeldempfanger
soll wahrenddessen nicht gezwungen sein, zur Aufstockung des Ubergangsgeldes auf eine
angemessene Hohe zu arbeiten oder ergénzende Sozialleistungen (zum Beispiel nach dem
SGB Il) in Anspruch zu nehmen. Er soll sich vielmehr ganz auf die Malihahme konzentrie-
ren kénnen. Diese Argumentation gilt in gleicher Weise fiir denjenigen, dessen Ubergangs-
geld nach § 69 SGB IX berechnet wird. Auch in diesen Fallen ist es geboten, eine Ver-
gleichsberechnung nach § 68 Absatz 1 Nummer 1 SGB IX durchzufiihren und - bei Vorlie-
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gen der Tatbestandsvoraussetzungen - die Berechnung des Ubergangsgeldes auf ein fikti-
ves Arbeitsentgelt zu stitzen. Der Normzweck des § 69 SGB IX rechtfertigt es nicht, den
Leistungsberechtigten in den Fallen der Kontinuitat schlechter zu stellen, indem ihm in die-
sem Fall eine Vergleichsberechnung zu seinen Gunsten (Gunstigkeitsprinzip) versagt wird.

Durch die Erganzung in § 68 Absatz 1 Nummer 1 SGB IX wird eine Anwendung der in § 68
Absatz 1 SGB IX geregelten Vergleichsberechnung auch in den Sonderfallen des § 69 SGB
IX klargestellt.

Zu Nummer 3

Mit der Anderung wird die Anderung des § 90 Absatz 2 SGB XIlI aufgrund des Zwélften
Gesetzes zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze - Ein-
fuhrung eines Blrgergeldes (Burgergeld-Gesetz) vom 16.12.2022 fur die Eingliederungs-
hilfe nachvollzogen.

§ 139 Satz 2 SGB IX nimmt in der geltenden Fassung weitreichend Bezug auf § 90 SGB
XIl. Demzufolge zahlen nicht als Vermdgen diejenigen Werte, welche auch § 90 Absatz 2
Nummer 1 bis 8 SGB XlI von der Verwertung ausnimmt. Abweichend von § 90 Absatz 2
Nummer 9 SGB XIl werden ,Barvermégen oder sonstige Geldwerte“ dann geschitzt, wenn
ein Betrag von 150% der jahrlichen Bezugsgrof3e nach § 18 Absatz 1 SGB IV nicht Uber-
schritten wird.

Mit dem Zwoélften Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer
Gesetze - Einflhrung eines Bilrgergeldes (Blrgergeld-Gesetz) wurde in § 90 Absatz 2 SGB
XII eine Nummer 10 angefugt. Damit gehort ein angemessenes Kraftfahrzeug in der Sozi-
alhilfe grundsatzlich zum geschitzten Vermaogen.

Um in der Eingliederungshilfe die Bezugnahme auf die Regelungen der Vermdgensanrech-
nung der Sozialhilfe stringent zu gestalten und eine im Einzelfall denkbare Schlechterstel-
lung von Eingliederungshilfebeziehenden zu vermeiden, soll die Neuerung auf das Recht
der Eingliederungshilfe Gbertragen werden. In der Regel dirfte ein angemessenes Kraft-
fahrzeug als Vermogen jedoch bereits Uber das hohere geschutzte Barvermogen oder uber
die Hartefallregelung in § 139 Satz 3 SGB IX geschutzt sein.

Zu Artikel 7 (Anderung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch )
Zu Nummer 1

Durch die Anderung wird ein Vorschlag des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur
Forderung eines inklusiven Arbeitsmarktes (BR-Drucksache.682/22- Beschluss) aufgegrif-
fen. Bei psychotherapeutischen Leistungen nach Kapitel 5 SGB XIV stellt sich die Behand-
lungssituation nicht anders dar als bei Leistungen in einer Traumaambulanz. Auch hier setzt
eine erfolgreiche Behandlung eine gute sprachliche Verstandigung zwischen Berechtigten
und Therapeutinnen und Therapeuten voraus. Daher ist auch bei diesen Leistungen fir die
Ubernahme der notwendigen Aufwendungen fiir Doimetscherinnen und Dolmetscher sowie
Ubersetzerinnen und Ubersetzer eine Verlangerung des Zeitraums des gewdhnlichen Auf-
enthalts der berechtigten Person im Geltungsbereich des SGB XIV von funf auf zehn Jahre
angezeigt. Uber den Vorschlag des Bundesrates hinaus ist die zeitliche Verlangerung nicht
an die Voraussetzung geknuipft, dass zuvor Leistungen in einer Traumaambulanz in An-
spruch genommen wurden. Anderenfalls wiirden Personen benachteiligt, die nicht zuvor
Leistungen einer Traumaambulanz erhalten haben.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um die Korrektur eines fehlerhaften Verweises.
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Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine Klarstellung. Gemaf § 44 Absatz 2 SGB XIV erhalten Geschadigte
Sachleistungen ohne Beteiligung an den Kosten. Diese Besserstellung im Vergleich zum
Recht der gesetzlichen Krankenversicherung soll hingegen nicht gelten, wenn Sachleistun-
gen flr Nichtschadigungsfolgen nach § 42 Absatz 2 SGB XIV erbracht werden.

Zu Nummer 4

Satz 1 prazisiert durch die Bezugnahme auf § 42 den Anwendungsbereich der Nachweis-
pflicht. Die Regelungen der Satze 2 und 3 tragen dem Umstand Rechnung, dass Berech-
tigten, die Uber keine elektronische Gesundheitskarte nach § 291 des Flnften Buches So-
zialgesetzbuch (SGB V) verfugen, derzeit keine mit der elektronischen Gesundheitskarte
technisch kompatible Karte ausgestellt werden kann. Daher hat sich dieser Personenkreis
auch gegeniber Arztinnen und Arzten, Zahnarztinnen und Zahnarzten oder Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten durch von der zustdndigen Krankenkasse auszuge-
bende Behandlungsscheine zu legitimieren. Betroffen sind u.a. Berechtigte, die privat kran-
kenversichert sind und von einer Krankenkasse nur Leistungen der Krankenbehandlung
der Sozialen Entschadigung erhalten.

Zu Nummer 5
Zu Buchstabe a

Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 16d BVG. Sie stellt sicher, dass bei einem
Wechsel des Leistungstragers bei der Berechnung des Krankengeldes der Sozialen Ent-
schadigung die bisherige Bemessungsgrundlage mafgeblich bleibt. Ohne die Regelung
nach Absatz 5 kénnte es bei der Anwendung der Vorschriften zum Krankengeld nach SGB
V in bestimmten, wenn auch seltenen Fallkonstellationen, zu finanziellen Einbul3en kom-
men. Aufgrund der dem Sozialen Entschadigungsrecht immanenten besonderen staatli-
chen Fursorgepflicht ist dies nicht hinnehmbar. Abweichend vom BVG umfasst die Aufzah-
lung der bezogenen Entgeltersatzleistungen auch das Versorgungskrankengeld, weil die-
ses aufgrund der Ubergangsregelung des § 108 Absatz 1 SVG und der Ubergangsvorschrift
des § 81 Absatz 2 SEG auch nach Aulerkrafttreten des BVG noch bezogen werden kann.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Einfligung eines neuen Absatz 5.
Zu Nummer 6

Es handelt sich um eine Klarstellung, dass Beitrage nur entrichtet werden, wenn entspre-
chende Versicherungspflichten bestehen.

Zu Nummer 7

Mit Artikel 2 des Angehorigen-Entlastungsgesetzes (Gesetz zur Entlastung unterhaltsver-
pflichteter Angehoriger in der Sozialhilfe und der Eingliederungshilfe vom 10. Dezember
2019, BGBI. | 2135, 2137) wurde als weitere Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben im
Schwerbehindertenrecht das Budget fur Ausbildung (§ 61a SGB 1X) eingefiihrt. Da Gescha-
digte gemal § 63 SGB XIV weitgehend die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben wie
Menschen mit Behinderung erhalten, erfolgt eine entsprechende Anpassung des § 63 SGB
XIV.

Zu Nummer 8

Es handelt sich um die Berichtigung eines redaktionellen Versehens. Durch die Erganzung
der Mal3gabe wird die unter Geltung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) bestehende
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Rechtslage im Bereich des SGB XIV fortgeflihrt. Danach gelten nach § 26a Absatz 3 Satz
2BVGi. V. m. §§ 16 und 21 Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge (KFursV) fur die Bemes-
sung der Unterhaltsbeihilfe wahrend der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben (LTA)
die Vorschriften der Erziehungsbeihilfe entsprechend. Dies hat zur Folge, dass Unterhalts-
beihilfe in Hohe des Zweifachen der jeweils mallgebenden Regelbedarfsstufe gezahlt wird.
Ohne Berichtigung wiirde Unterhaltsbeihilfe hingegen lediglich in Héhe der jeweils malige-
benden Regelbedarfsstufe gezahlt. Ausweislich der Gesetzesbegrindung (BT-Drucksache
19/13824 zu § 64) beabsichtigte jedoch der Gesetzgeber, im Wesentlichen den Leistungs-
katalog des § 26 Absatz 4 BVG, in dessen Nummer 1 u. a. die Unterhaltsbeihilfe nach
MalRgabe des § 26a BVG geregelt ist, zu Ubernehmen. Das Leistungsspektrum sollte nicht
verringert werden.

Zu Nummer 9

Bei der Vorbereitung der Umsetzung der Leistungen zur Pflegebedurftigkeit (Kapitel 7, § 71
ff SGB XIV) hat sich fur die erganzenden Leistungen bei Pflegehilfsmitteln und wohnum-
feldverbessernden MafRnahmen (wuvM) gezeigt, dass die in §§ 75 Absatz 1 Satz 2 Nummer
3, 77 Absatz 4 SGB XIV vorgesehenen Verfahren keine Vorteile fir die Geschadigten er-
bringen, sondern das Verfahren durch die Beteiligung von Pflege- und Unfallkassen kom-
plizierter wird und es in der Folge zu Rechtsunsicherheiten flir diese Beteiligten kommt.
Wahrend die Ubertragung der Hilfsmittelversorgung an die Unfallkassen im Bereich der
Krankenbehandlung fur die Geschadigten Vorteile bringen kann, sind solche im Bereich der
Pflegehilfsmittel nicht erkennbar. Der Grund daflr liegt in der unterschiedlichen Ausgestal-
tung der beiden Bereiche: Bei der Krankenbehandlung erbringen die Unfallkassen die Leis-
tungen umfassend, in der Regel von Beginn an und zudem nach den ,eigenen” Vorschriften
des SGB VII. Demgegeniber sind im Pflegebereich nur erganzende Leistungen im Bereich
der Pflegehilfsmittel und wuvM betroffen (vgl. § 75 SGB XIV), d. h. es muss sich um eine
ganz bestimmte Fallgestaltung handeln (erganzende Leistungen), fir die erst im Laufe des
Prozesses klar wird, ob die Unfallkassen leistungspflichtig werden. Auflerdem mussten
auch die Unfallkassen das SGB XI| anwenden, was bedeutet, dass die Unfallkassen Leis-
tungen nach einem fir sie ,fremden” Recht erbringen. Anders als bei der Hilfsmittelversor-
gung bei der Krankenbehandlung wird nicht auf die Regelung des SGB VII verwiesen. Im
Endeffekt wiirden die Unfallkassen bei den Pflegeleistungen also weder andere Leistungen
als die Pflegekassen erbringen noch inhaltliche Entscheidungen treffen. Sie wirden in der
Mehrzahl der Falle lediglich die Kosten Ubernehmen, die die Pflegekassen zum Beispiel
aufgrund der Deckelung nicht ibernommen haben.

Aulerdem ist nicht auszuschlielden, dass es aufgrund der Schnittstellen zu Nachteilen fir
die Geschadigten kommt.

Demgegenuber sind die Pflegekassen die Stellen, die von Anfang an mit den zugrundlie-
genden Leistungen befasst sind und in deren Rechtsgebiet die Leistungen erbracht werden.
Sie befinden sich damit bei Pflegehilfsmitteln in einer Lage, die mit der der Unfallkassen bei
der Krankenbehandlung vergleichbar ist. Berlcksichtigt man aulerdem die Vielzahl der
Nachteile, ohne dass fur die Geschadigten Vorteile ersichtlich sind, sollen zukunftig auch
die erganzenden Leistungen von den Pflegekassen erbracht (und von der Versorgungsbe-
horde erstattet) werden. Regelungen zu den Unfallkassen sind nicht mehr erforderlich.

Zu Nummer 10

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 9. Eine Regelung zu den Unfallkassen
ist nicht mehr erforderlich.

Zu Nummer 11

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 9. Eine Regelung zur Datenermittlung
an die Unfallkassen ist nicht mehr erforderlich.
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Zu Nummer 12

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 9. Eine Regelung zur Kostenerstattung
an die Unfallkassen ist nicht mehr erforderlich.

Zu Nummer 13

Durch die Neufassung wird der Wortlaut klarer und verstandlicher formuliert. Zudem werden
vom Gesetz abweichende Regelungen, die bislang in der Berufsschadensausgleichsver-
ordnung enthalten waren, ins Gesetz Ubernommen, was der Normenhierarchie entspricht.

Zu Nummer 14

Nach der Rechtslage unter Geltung des BVG kdnnen gemaf § 51 KFirsV Leistungen ein-
geschrankt werden, wenn Leistungsberechtigte inr Einkommen und Vermogen vermindern,
um die Erbringung oder Erhéhung von Leistungen herbeizufiihren. Diese Rechtslage soll
unter Geltung des SGB XIV weiterhin gelten. Dies ist durch den Verweis auf § 26 SGB XII
sichergestellt.

Zu Nummer 15

Unter Geltung des BVG sind die Leistungen zum Lebensunterhalt (ebenso wie die Ergan-
zende Hilfe zum Lebensunterhalt nach § 27a BVG) gemal § 54 Absatz 4 des Ersten Bu-
ches Sozialgesetzbuch (SGB |) wie Arbeitseinkommen pfandbar. Mit der Anderung werden
die Regelungen zur Unpfandbarkeit des Anspruchs auf Sozialhilfe (§ 17 Absatz 1 Satz 2
SGB XIlI) und des Anspruchs auf Leistungen zum Lebensunterhalt (§ 42 Absatz 4 Satz 1
SGB Il) auf die Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB XIV ubertragen. Diese
dienen - wie die Sozialhilfe des SGB XII und die Lebensunterhaltsleistungen nach dem SGB
Il - der Sicherung des Existenzminimums und sollen daher bei den leistungsberechtigten
Personen verbleiben.

Auch verwaltungsdkonomische Griinde sprechen dafir, die Leistungen nach § 93 SGB XIV
als grundsatzlich unpfandbar auszugestalten: Fir die SER-Trager entfallt damit der Auf-
wand zur Ermittlung der pfandbaren Betrage nach den §§ 850c ff der Zivilprozessordnung
(ZPO), in deren Ergebnis sich in aller Regel keine pfandbaren Betrage ergeben. Daher ist
es sachgerecht, die Leistungen von vornherein als unpfandbar auszugestalten.

Zusatzlich wird entsprechend der Regelungen in § 17 Absatz 1 Satz 2 SGB XlIl und § 42
Absatz 4 Satz 1 SGB Il der Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB
XIV auch als nicht Gbertragbar ausgestaltet.

Zu Nummer 16

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. Geregelt wird die Zustandigkeit der Lander.
Die Lander bestimmen nach § 113 Absatz 1 SGB XIV die jeweils zustadndigen Behdrden.

Zu Nummer 17

Neben redaktionellen Korrekturen werden durch die Regelung fir den Vollzug, die Steue-
rung und die Wirkungskontrolle des Gesetzes erforderliche Merkmale erganzt, bereits vor-
gesehene Merkmale nach praxisrelevanten Fallgruppen untergliedert und nicht erforderli-
che Erhebungsmerkmale gestrichen.

Durch die Erganzung in Absatz 1 Nummer 4 (Anflgung der Buchstaben d) bis g)) wird
klargestellt, dass die Statistik der Sozialen Entschadigung samtliche schadigenden Ereig-
nisse des SGB XIV sowie auch die genannten Gesetze, die Leistungen in entsprechender
Anwendung des SGB XIV vorsehen, einschlieft.



-39 - Bearbeitungsstand: 28.04.2023 07:08

Zu Nummer 18
Die Anderung konkretisiert die vorgesehene Aufgliederung der Einnahmearten.
Zu Nummer 19

Der bisherige Wortlaut engte die Zurverfliigungstellung von statistischen Daten zu sehr ein.
Diese Daten werden insbesondere auch fir Forschungszwecke, die der Evaluierung und
Weiterentwicklung der Sozialen Entschadigung dienen, und zur Abrechnung zwischen den
Leistungserbringern und den zustandigen Verwaltungsbehdérden bendtigt.

Zu Nummer 20

Das Wahlrecht wird in § 152 SGB XIV geregelt. Daher handelt es sich bei Vorschrift des
§ 142 Absatz 3 SGB XIV um eine unnétige, nicht zur Rechtsklarheit beitragende, Dopplung.

Zu Nummer 21

Die Erganzungen dienen der Klarstellung. Beginn, Dauer und Beendigung der bis zum 31.
Dezember 2023 auf Grundlage des BVG oder eines Gesetzes, das ganz oder teilweise
hierauf verweist, bewilligten oder beantragten Einzelleistungen der Heil- oder Krankenbe-
handlung richten sich weiterhin nach § 18a BVG. Insbesondere im Hinblick auf den Zeit-
punkt der Beendigung des Versorgungskrankengeldes nach §§ 16 ff BVG und der Beihilfe
bei erheblicher Beeintrachtigung der Erwerbsgrundlage nach § 17 BVG wird Klarheit ge-
schaffen.

Zu Nummer 22
Zu Buchstabe a
Mit der Anderung wird eine unbeabsichtigte Doppelbegiinstigung beseitigt.

Nach § 143 Absatz 1 SGB XIV in Verbindung mit § 46 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 SGB XIV
erhalten Geschadigte, deren Anspriche auf Heilbehandlung nach dem Bundesversor-
gungsgesetz oder nach einem Gesetz, das das Bundesversorgungsgesetz ganz oder teil-
weise fur ansprechend anwendbar erklart, einen Pauschbetrag fiir auRergewohnlichen Ver-
schleil’ von Kleidung und Wasche. Eine zusatzliche Berlcksichtigung in § 144 Absatz 1
SGB XIV ist daher nicht gerechtfertigt.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeanderung aufgrund der Aufhebung der Nummer 2.
Zu Nummer 23

Zu Buchstabe a

Die Anderung regelt das Normenverhaltnis zwischen § 143 Absatz 2 und 3 und § 145 Ab-
satz 1. Es wird klargestellt, dass auf Leistungen nach § 143 Absatz 2 und 3, zu denen auch
befristete Geldleistungen wie das Versorgungskrankengeld nach § 16 BVG und die Beihilfe
bei erheblicher Beeintrachtigung der Erwerbsgrundlage nach § 17 BVG zahlen, § 145 Ab-
satz 1 keine Anwendung findet. MaRRgeblich fir Beginn, Dauer und Beendigung dieser Leis-
tungen sind vielmehr die neueingefigten Sonderregelungen des § 143 Absatz 2 Satz 3 und
Absatz 3 Satz 3, wonach § 18a BVG in der am 31. Dezember 2023 geltenden Fassung
Anwendung findet.
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Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Buchstabe a.

Zu Nummer 24

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Neufassung von § 45 SGB XIV.
Zu Nummer 25

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung. Aufgrund der vom Grundsatz des
§ 142 Absatz 1 SGB XIV abweichenden Sonderregelungen der §§ 143, 151 SGB XIV gilt
das Wahlrecht nicht fir Leistungen der Krankenbehandlung der Sozialen Entschadigung
nach Kapitel 5 des SGB XIV.

Zu Doppelbuchstabe bb

Beim Berufsschadensausgleich (BSA) wurde 2011 fur die Falle, fur die bereits vor dem 1.
Juli 2011 ein BSA beantragt worden war, in § 87 Absatz 1 BVG eine sogenannte Altfall-
Regelung eingeflihrt. Nach dieser Regelung wurde aus Vereinfachungsgriinden das dama-
lige Vergleichseinkommen betragsmafig zum 30. Juni 2011 festgestellt und in der Folge
jahrlich entsprechend dem Anpassungssatz der Renten aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung angepasst. Auch in diesen Altfallen ist es nach § 87 Absatz 1 BVG mdglich, das
Wahlrecht gem. § 152 Absatz 1 Satz 1 SGB XIV auszuiben und Entschadigung nach dem
neuen Recht des SGB XIV zu wahlen. Dazu mussten die zustandigen Verwaltungsbehor-
den alle diese Faélle betreffenden Akten, teilweise zurtickgehend bis in die 60er-Jahre des
letzten Jahrhunderts, handisch heraussuchen, um dann ebenfalls wiederum handisch eine
Neuberechnung vorzunehmen. Der dazu erforderliche Aufwand ist angesichts der geringen
Zahl an Berechtigten unverhaltnismafig und nicht vertretbar. Anzunehmen ist zudem, dass
in vielen Fallen die relevanten Unterlagen nicht mehr oder jedenfalls nicht mehr vollstandig
auffindbar sind und eine nachvollziehbare Neuberechnung daher sehr erschwert oder gar
unmoglich gemacht wirde. Deswegen wird eine Regelung in § 152 Absatz 1 Satz 2 Buch-
stabe b getroffen, die den Betroffenen den bisherigen BSA betragsmalig erhalt und eine
verlassliche Anpassung in der Zukunft sichert.

Zu Buchstabe b

Die Anderung von § 152 Absatz 2 Satz 4 greift - in leicht geanderter Formulierung - eine
Anregung des Bundesrates (Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Fdrderung
des inklusiven Arbeitsmarktes BR-Drucksache 682/22 - Beschluss) auf. Die Leistungen, auf
die eine Anrechnung bereits erbrachter Leistungen stattfindet, werden konkret und ab-
schlielend benannt. Damit wird die Transparenz der Regelung flr Birger und Blrgerinnen
sowie die Verwaltung erhéht.

Zu Artikel 7 (Weitere Anderung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch)
Die Einfugung ist erforderlich, da mit Inkrafttreten des SEG am 1. Januar 2025 das Kran-

kengeld der Soldatenentschadigung nach § 19 SEG als neue Entgeltersatzleistung hinzu-
tritt.
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Zu Artikel 8 (Anderung des Bundesversorgungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund Anfligung einer weiteren Num-
mer.

Zu Doppelbuchstabe bb

Gemal § 11a Absatz 6 SGB |l sind das Uberbriickungsgeld nach § 51 des Strafvollzugs-
gesetzes oder vergleichbare Leistungen nach landesrechtlichen Regelungen bei der Leis-
tungsgewahrung nicht als Einkommen zu berucksichtigen. Eine entsprechende Regelung
wird nunmehr in das SGB XIl aufgenommen (§ 82 Absatz 1 Satz 2 Nummer 10 SGB XIl).
Mit der neuen Nummer 8 wird diese Regelung auch fir die flirsorgerischen Leistungen im
Sozialen Entschadigungsrecht nachvollzogen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgeadnderung und einen Gleichlauf zu den Regelungen im § 82
Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 SGB Xll und der neuen Nummer 4 in § 24 Absatz 2 Satz 3 der
Verordnung zur Kriegsopferfursorge. Aufgrund der dort vorgesehenen Neuregelung fur Per-
sonen unter 25 Jahren bedarf es in § 25d Absatz 3 Satz 2 der Klarstellung, dass fir Perso-
nen, die einen Freiwilligendienst nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem Ju-
gendfreiwilligendienstegesetz absolvieren und das 25. Lebensjahr bereits vollendet haben,
nach wie vor der Absetzbetrag in Hohe von 250 Euro monatlich gilt.

Zu Nummer 2

Gleichlauf zu SGB II, SGB Xll und SGB XIV: Die Erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt
nach § 27a BVG ist bislang gemaR § 54 Absatz 4 SGB | wie Arbeitseinkommen, d. h. nach
MaRgabe der Vorschriften in den §§ 850c¢ ff ZPO, pfandbar. Mit der Anderung wird die Re-
gelung zur Unpfandbarkeit des Anspruchs auf Sozialhilfe (§ 17 Absatz 1 Satz 2 SGB XII)
und des Anspruchs auf Leistungen zum Lebensunterhalt (§ 42 Absatz 4 Satz 1 SGB Il) auf
die Leistungen zum Lebensunterhalt nach dem SGB XIV auf den § 27a BVG Ubertragen.

Leistungen nach § 27a BVG dienen - wie die Sozialhilfe des SGB Xll und die Lebensunter-
haltsleistungen nach dem SGB Il - der Sicherung des Existenzminimums und sollen daher
bei den leistungsberechtigten Personen verbleiben.

Zu Artikel 10 (Anderung des Gesetzes iiber die Alterssicherung der Landwirte)

Mit der Erganzung wird die in § 43 SGB VI vorgesehene Anderung im Gesetz Uber die
Alterssicherung der Landwirte nachvollzogen.

Zu Artikel 9 (Anderung des Gesetzes zur Regelung des Sozialen
Entschadigungsrechts)

Die Anderungsbefehle in Artikel 40 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts vom 12. Dezember 2019 (BGBI. | 2019, 2652) setzen auf inzwischen veraltete
Regelungen im SGB XII auf und kénnen zu deren vorgesehenem Inkrafttreten zum 1. Ja-
nuar 2024 nicht ohne negative Folgewirkungen umgesetzt werden. So wurde § 82 Absatz
1 SGB XII durch Gesetz vom 2. Juni 2021 (BGBI. | S. 1387) mit Wirkung vom 1. Juli 2021
neu gefasst und § 146 SGB XlI anderweitig mit Gesetz vom 23. Mai 2022 mit Wirkung vom
1. Juni 2022 belegt (BGBI. | S. 760). Daher werden Artikel 40 des Gesetzes zur Regelung
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des Sozialen Entschadigungsrechts vom 12. Dezember 2019 aufgehoben und die erforder-
lichen - an die aktuelle Rechtslage angepassten - Anderungsbefehle in Artikel 1 aufgenom-
men.

Die Anderungsbefehle in Artikel 29 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschadi-
gungsrechts zum Zweiten Buch Sozialgesetzbuch werden aus den gleichen Griinden auf-
gehoben und die erforderlichen - an die aktuelle Rechtslage angepassten - Anderungsbe-
fehle in Artikel 3 aufgenommen.

Zu Artikel 10 (Anderung des Gesetzes iiber die Entschidigung der Soldatinnen und
Soldaten und zur Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts)

Die Anderungsbefehle in Artikel 47 des Gesetzes (iber die Entschadigung der Soldatinnen
und Soldaten und zur Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts vom 20. August 2021
(BGBI. | S. 3932) setzen auf inzwischen veraltete Regelungen im SGB XII auf und kénnen
zu deren vorgesehenem Inkrafttreten zum 1. Januar 2025 nicht ohne negative Folgewirkun-
gen umgesetzt werden. So wurde § 82 Absatz 1 SGB Xll durch Gesetz vom 2. Juni 2021
(BGBL. | S. 1387) mit Wirkung vom 1. Juli 2021 neu gefasst und § 146 SGB Xll anderweitig
mit Gesetz vom 23. Mai 2022 mit Wirkung vom 1. Juni 2022 belegt (BGBI. | S. 760). Daher
werden Artikel 47 des Gesetzes Uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und
zur Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts vom 20. August 2021 aufgehoben und die
erforderlichen - an die aktuelle Rechtslage angepassten - Anderungsbefehle in Artikel 2
aufgenommen.

Die Anderungsbefehle in den Artikeln 33 und 34 des Gesetzes (iber die Entschadigung der
Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts zum Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch werden aus den gleichen Griinden aufgehoben und die erfor-
derlichen - an die aktuelle Rechtslage angepassten - Anderungsbefehle in Artikel 3 bzw.
Artikel 4 aufgenommen.

Zu Artikel 13 (Anderung der Verordnung zur Kriegsopferfiirsorge)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um Folgeanderungen zur Herstellung des Gleichlaufes mit den Regelungen
im SGB Il und SGB XII.

Im einleitenden Teil des Satzes wird ein dynamischer Verweis auf die Vorschrift des § 8 Ab-
satz 1a SGB |V aufgenommen und ersetzt damit den bisher geltenden Betrag in Héhe von
520 Euro. Dies stellt sicher, dass kiinftige Anhebungen der dortigen Geringfiigigkeitsgrenze
auch bei den anrechnungsfreien Betragen nach § 24 Absatz 2 Satz 3 KFlrsV nachvollzo-
gen werden. Die Regelung wird zudem auf Personen beschrankt, die das 15., aber noch
nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben.

Mit der Erganzung in § 24 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 KFirsV wird der Gleichlauf zu der
bereits vollzogenen Anpassung in § 82 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7b.) SGB XIlI sichergestellt.

Die Regelung in § 24 Absatz 2 Satz 3 Nummer 3 KFirsV wird erganzt um eine Uberbrii-
ckungszeit von drei Monaten nach dem Schulabschluss.

Mit dem neu eingeflgten § 24 Absatz 2 Satz 3 Nummer 4 KFursV werden Personen unter
25 Jahren, die einen Freiwilligendienst nach

dem Bundesfreiwilligendienstgesetz (BFDG) oder dem Jugendfreiwilligendienstegesetz
(JFDG) absolvieren, ebenfalls unter die Regelung gefasst. Klarstellend gilt hierbei das Ta-
schengeld fir Freiwilligendienste nach dem BFDG beziehungsweise JFDG als Einkommen
aus Erwerbstatigkeit. Damit soll sichergestellt werden, dass das Taschengeld in Hohe des
Betrages nach § 8 Absatz 1a SGB IV zum Einkommen gehért.
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Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Buchstabe a). Statt des feststehenden Betrages
von 520 Euro wird ein dynamischer Verweis auf die Vorschrift des § 8 Absatz 1a des Vierten
Buches aufgenommen.

Zu Artikel 14 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1
Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Januar 2024

Zu Absatz 2

Die redaktionelle Anpassung der Verweise in § 11b Absatz 1 Satz 2 und § 24 Absatz 4 Satz
2 SGB I tritt mit Wirkung zum 1. Juli 2023 in Kraft und folgt damit der Geltung der Verweis-
norm des § 11 Absatz 3 SGB in der Fassung des Gesetzes vom 16. Dezember 2022.

Zu Absatz 3

Die in Artikel 11 und 12 geregelten Aufhebungen von Artikeln des Gesetzes zur Regelung
des Sozialen Entschadigungsrechts vom 12. Dezember 2019 (BGBI. |1 2019, 2652) und des
Gesetzes uber die Entschadigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des
Soldatenversorgungsrechts vom 20. August 2021 (BGBI. | S. 3932) missen vor dem In-
krafttreten der an die aktuelle Rechtslage angepassten Anderungsbefehle in Artikel 1, 3
und 6 in Kraft treten.

Zu Absatz 4

Die Folgeanderungen zu den Leistungen des Ausgleichs fur gesundheitliche Schadigungs-
folgen nach dem Soldatenentschadigungsgesetz treten wegen des Inkrafttretens des SEG
zum 1. Januar 2025 zum selben Zeitpunkt in Kraft.
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	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 80 wie folgt gefasst:
	2. § 7 wird wie folgt geändert:
	„(4a) Personen, denen Leistungen zum Lebensunterhalt nach § 93 des Vierzehnten Buches zuerkannt worden sind, haben keinen Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts.“

	3. § 11a Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	4. In § 11b Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Satz 4“ gestrichen.
	5. § 12 Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	6. Dem § 16k wird folgender Absatz 5 angefügt:
	(5) „ Träger bedürfen einer Zulassung nach dem Fünften Kapitel des Dritten Buches, um Maßnahmen nach Absatz 1 und 2 durchzuführen oder durchführen zu lassen.“

	7. In § 18 Absatz 1 Nummer 1 werden die Wörter „dem Bundesversorgungsgesetz und“ gestrichen.
	8. § 22 wird wie folgt geändert:
	9. In § 24 Absatz 4 Satz 2 werden die Wörter „Satz 4“ gestrichen.
	10. In § 44a Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Kriegsopferfürsorge“ durch die Wörter „Sozialen Entschädigung nach dem Vierzehnten Buch, soweit er besondere Leistungen im Einzelfall erbringt,“ ersetzt.
	11. § 80 wird wie folgt gefasst:
	§ 80 „
	Übergangsregelung aus Anlass des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts
	Für Personen, die Leistungen nach dem Soldatenversorgungsgesetz in Verbindung mit dem Bundesversorgungsgesetz erhalten, gelten § 11a Absatz 1 Nummer 2, § 18 Absatz 1 Nummer 1 und § 44a Absatz 3 Satz 2 in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung...




	Artikel 4
	Weitere Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
	Das Zweite Buch Sozialgesetzbuch – Bürgergeld, Grundsicherung für Arbeitsuchende – in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850, 2094), das zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 80 wie folgt gefasst:
	2. § 11a Absatz 1 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
	3. § 80 wird aufgehoben.


	Artikel 5
	Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
	Dem § 43 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Rentenversicherung – in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), das zuletzt durch Artikel … des Gesetzes vom … (BGBl. I S. …) geändert worden ist, wi...
	(7) „ Beziehende einer Rente nach Absatz 1 oder 2 haben für einen Zeitraum von regelmäßig sechs Monaten weiterhin Anspruch auf diese Rente, wenn sie unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes eine Erwerbstätigkeit ausüben, deren Umf...


	Artikel 6
	Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
	Das Sozialgesetzbuch Neuntes Buch - Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen vom 19. Juni 2001 (BGBl. I S. 1046), das zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 24. Juni 2022 (BGBl. I 959) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 67 Absatz 5 werden die folgenden Sätze angefügt:
	2. In § 68 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§§ 66 und 67“ durch die Angabe „§§ 66, 67 und 69“ ersetzt.
	3. In § 139 Satz 2 wird nach der Angabe „§ 90 Absatz 2 Nummer 1 bis 8“ die Angabe „und 10“ eingefügt.


	Artikel 7
	Änderung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch
	Das Sozialgesetzbuch Vierzehntes Buch – Soziale Entschädigung – (SGB XIV) - vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652), das zuletzt durch [Artikel 8 eines Entwurfs eines Gesetzes zur Förderung eines inklusiven Arbeitsmarkts, BT-Drucksache 20/5664] geände...
	1. In § 12 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort „Traumaambulanz“ die Wörter „und psychotherapeutische Leistungen nach Kapitel 5“ eingefügt.
	2. In § 35 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 39“ durch die Angabe „§ 37“ ersetzt.
	3. Dem § 44 Absatz 2 wird folgender Satz angefügt:
	4. § 45 wird wie folgt gefasst:
	§ 45 „
	Nachweispflicht
	Für den Nachweis der Berechtigung zur Inanspruchnahme von Leistungen der Krankenbehandlung der Sozialen Entschädigung nach § 42 gilt § 15 Absatz 2 bis 6 des Fünften Buches entsprechend. Abweichend von Satz 1 legitimieren sich Berechtigte, die über kei...


	5. § 47 wird wie folgt geändert:
	(5) „ Haben Geschädigte von einem anderen Rehabilitationsträger Krankengeld, Versorgungskrankengeld, Verletztengeld oder Übergangsgeld bezogen und ist ihnen im Anschluss daran Krankengeld der Sozialen Entschädigung zu zahlen, so ist bei dessen Berechn...

	6. § 52 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	7. § 63 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	8. § 64 Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	9. § 77 wird wie folgt geändert:
	10. In § 78 werden die Wörter „und von Unfallkassen der Länder nach § 77 Absatz 4“ gestrichen.
	11. § 79 wird wie folgt geändert.
	12. § 81 wird aufgehoben.
	13. § 89 wird wie folgt geändert:
	(5) „ Der Nettobetrag des Vergleichseinkommens wird für die Zeit bis zum Ablauf des Monats, in dem die oder der Geschädigte auch ohne die Schädigung oder ohne den Nachschaden nach Absatz 8
	(8) „ Eine Einkommensminderung, die auf einen Nachschaden zurückzuführen ist, bleibt bei der Berechnung des Berufsschadensausgleichs unberücksichtigt. Ein Nachschaden ist ein Schaden, der

	14. Nach § 92 Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt:
	(7) „ § 26 des Zwölften Buches gilt entsprechend.“

	15. Nach § 93 Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt:
	(4) „ Der Anspruch auf Leistungen zum Lebensunterhalt kann nicht abgetreten, übertragen, verpfändet oder gepfändet werden.“

	16. In § 113 Absatz 6 werden die Wörter „der Behörden“ gestrichen.
	17. § 127 wird wie folgt geändert:
	18. § 128 Nummer 2 wird wie folgt gefasst:
	19. § 131 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	20. § 142 Absatz 3 wird aufgehoben.
	21. § 143 wird wie folgt geändert:
	22. § 144 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geändert:
	23. § 145 wird wie folgt geändert:
	24. In § 151 Absatz 1 Satz 6 werden die Wörter „und 2“ gestrichen.
	25. § 152 wird wie folgt geändert:


	Artikel 8
	Weitere Änderung des Vierzehnten Buches Sozialgesetzbuch
	In § 47 Absatz 5 des Sozialgesetzbuchs Vierzehntes Buch – Soziale Entschädigung – (SGB XIV) vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328) geändert worden ist, werden nach dem ...

	Artikel 9
	Änderung des Bundesversorgungsgesetzes
	Das Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges – Bundesversorgungsgesetz (BVG) – in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 16. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328) geändert wor...
	1. § 25d wird wie folgt geändert:
	2. Dem § 27a wird folgender Satz angefügt:


	Artikel 10
	Änderung des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte
	§ 13 Absatz 1 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBl. I S. 1890, 1891), das zuletzt durch …..geändert worden ist, wird folgender Satz angefügt:

	Artikel 11
	Änderung des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts
	Die Artikel 29 und 40 des Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I 2019, 2652) werden aufgehoben.

	Artikel 12
	Änderung des Gesetzes über die Entschädigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts
	Die Artikel 33, 34 und 47 des Gesetzes über die Entschädigung der Soldatinnen und Soldaten und zur Neuordnung des Soldatenversorgungsrechts vom 20. August 2021 (BGBl. I S. 3932) werden aufgehoben.

	Artikel 13
	Änderung der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge
	§ 24 der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge vom 16. Januar 1979 (BGBl. I S. 80), die zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 12. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2328) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
	2. Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:


	Artikel 14
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 am 1. Januar 2024 in Kraft.
	(2) Artikel 3 Nummer 4 und Nummer 8 treten mit Wirkung vom 1. Juli 2023 in Kraft.
	(3) Artikel 11 und 12 treten am Tag nach der Verkündung in Kraft.
	(4) Artikel 2, Artikel 4 und Artikel 8 treten am 1. Januar 2025 in Kraft.
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